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JJie folgenden Blätter enthalten nicht Vorsehläge 
eines im politischen Kampfe Stehenden. Sie rühren von 
einem zwar nicht Parteilosen, wohl aber unparteiischen 
her, dem die wissenschaftliche Beschäftigung mit dem 
öffentlichen Rechte die Ruhe des Blickes für staatliche 
Dinge gewährt. Seine Forderungen bezwecken keine 
Neuerung, sondern eine Festigung der Verfassung durch 
die Hebung des allgemeinen Vertrauens , auf dem der 
Constitutionalismus ruht. Sie sind einfach und, wie er 
glaubt, Jedem einleuchtend, der, welcher Partei er auch 
immer angehöre, es ehrlich mit Oesterreich meint. Wenn 
er auch nicht Optimist genug ist, um ihre sofortige Er- 
füllung zu hoffen, so glkubt er dool^ rdass über kurz oder 
läng die Selbsterkenntniss der Parteien zu ihrer Ver- 
wirklichung führen werde. Einstweilen begnüg^er sich 
damit, die Aufmerksamkeit der entscheidenden Factoren 
auf ein wichtiges Problem des österreichischen Staats- 
rechts hinzulenken. 

Wien, im Januar 1885. 
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I. 

Farlamentarisclies Unrecht. 

Die ganze Geschichte der Staatsidee im neunzehnten 
Jahrhundert kann man an der tiefgehenden Wandlung 
erkennen, die der Begriff des Rechtsstaates erfahren hat. 
Dem Gedankenkreise des Naturrechts entsprungen, be- 
zeichnet er anfänglich im Gegensatze zu dem Polizei- 
staate den Staat, dessen Zweck auf die Verwirklichung 
des Rechts beschränkt ist. Als Recht erscheinen aber nur 
die durch „die Maxime der Coexistenz" gebotenen Schran- 
ken der Einzelpersönlichkeit, so dass die Aufgaben des 
Staates mit dem Schutze des individuellen Rechtskreises 
erschöpft sind. Gegenüber dieser Staatsauffassung — der 
Nachtwächteridee, wie sie höhnend Las s alle nannte — 
haben wir die Erkenntniss gewonnen, dass der Staat 
nicht nur Recht zu setzen und zu sprechen, sondern auch 
eine fast unübersehbare Fülle von Culturaufgaben zu 
lösen hat. Diese Culturarbeit kann er aber nicht ver- 
richten nach Willkür, sondern nur innerhalb der Rechts- 
schranken. Nicht nur die Individuen, auch die Staats- 
organe sind durch das Recht gebunden. Mit der Erkenntniss, 
dass jede That des Staates durch das Recht bedingt sei 
oder mindestens an dem Rechte ihre Schranke finde, und 
dass für jedes Glied des Staatsorganismus solche Schranken 
existiren, schliesst die moderne Gestaltung der Idee des 
Rechtsstaates ab, wie sie namentlich durch die Gedanken- 
arbeit der deutschen Staatswissenschaft errungen wurde. 

J e 1 1 i n e k , Y^rfassangsgerichtshof. 1 
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Dieser Rechtsstaat soll eine Verwirklichung finden 
durch die principielle Machtvertheilung , welche in der 
Verfassung des Staates vorgenommen wird. Das Wesen 
der constitutionellen Verfassung besteht in der Abgrenzung 
der Machtsphäre der staatlichen Elemente : einerseits der 
Organe , durch welche die Staatsgewalt sich als wollend 
und handelnd bethätigt , andererseits der Individuen, 
welche das Object der Staatsthätigkeit bilden. 

In den grossen constitutionellen Kämpfen seit der 
französischen Revolution tritt vornehmlich das Bestreben 
hervor , Garantien zu finden gegen die Uebergrifife der 
Regierung sowohl in die Sphäre der Gesetzgebung, als 
in die der individuellen Rechte. Die Theorie und Praxis 
der Verfassungskämpfe sucht in erster Linie die Frage 
zu lösen: Wie wird das Volk und die Volksvertretung 
geschützt vor verfassungswidrigen Angriffen der Re- 
gierung ? 

Die Geschichte des constitutionellen Staates erklärt 
es , wieso die Frage nach den Verfassungsgarantien zu- 
sammenfiel mit der Frage nach den Garantien der Ver- 
fassung gegen die Regierung. So lange der Kampf um 
den constitutionellen Staat gerichtet ist gegen das nur 
widerwillig und schrittweise seine Position aufgebende 
absolute Königthum ist Misstrauen in den Willen der 
Regierung die Signatur der parlamentarischen Geschichte. 
„Toute Institution qui ne suppose pas le peuple bon et le 
magistrat corruptible, est vicieuse, ^ Dieser Satz aus dem von 
Robespierre verfassten Entwurf einer Erklärung der 
Menschenrechte liegt ausgesprochen oder stillschweigend den 
Kämpfen um die Sicherung der Neugestaltung des Staats- 
lebens zu Grunde. Verfassungsgelöbniss des Monarchen, 
Ministerverantwortlichkoit, freie Budgetvotirung erschei- 
nen als die Schutzmittel, welche zuerst vornehmlich in 
dem Staatsleben der romanischen Völker verwirklicht 
werden, während die Ausbildung einer selbständigen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit als Garantie des individuellen 
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Rechtes gegen missbräuchliche Anwendung der Staats- 
gewalt auf dem Continente ein specifisclies Product des 
deutschen Verfassungslebens ist. 

Heute aber, wo die Garantien gegen einen Macht- 
missbrauch der Regierung — soweit solche im Staats- 
leben überhaupt möglich sind — in den Verfassungen sich 
verwirklicht finden, ist es noth wendig, zu untersuchen, 
wofern man den Rechtsstaat aufrichtig will, ob denn 
im Staate genügende Garantien gegen einen Machtmiss- 
brauch des Organes vorhanden sind, das man herkömmlich 
nur als Voraussetzung und Schutz wehr der constitutionellen 
Ordnung aufzufassen gewohnt ist. Es muss vom Stand- 
punkte des Rechtsstaates die Frage aufgeworfen werden : 
Können die Parlamente verfassungswidrig handeln ? Gibt 
es ein parlamentarisches Unrecht, und wenn es ein solches 
gibt, wie sichert man die Rechtsordnung vor demselben ? 

Der Möglichkeit dieser Fragestellung begegnet so- 
gleich ein von der Wissenschaft zwar längst überwun- 
denes, im populären Bewusstsein jedoch und daher auch 
in den Anschauungen vieler Kammermitglieder häufig 
noch festhaftendes Vorurtheil. Die constitutionelle Theorie, 
wie sie durch die Lehre Montesquieu's unter manchen 
Modificationen in die öff'entliche Meinung eindrang, geht 
aus von der Selbständigkeit der legislativen Gewalt und 
der Scheidung derselben von der executiven. Da das Gesetz 
aber die höchste Form der staatlichen Willensäusserang 
ist, 30 erklärt die Theorie die gesetzgebende Gewalt als 
die höchste, die vollziehende als die untergeordnete, durch 
jene bedingt, begrenzt, gebunden. Daher ist die Voll- 
ziehung der Gesetzgebung Rechenschaft schuldig , die 
parlamentarische Controle der Regierung ergibt sich mit 
der Nothwendigkeit eines Syllogismus aus dem Subordi- 
nationsverhältniss der Executive zur Legislative. Die 
gesetzgebende Gewalt jedoch ist als die höchste souve- 
rän, sie kann daher kein Unrecht im juristischen Sinne 
thun, sie hat ethische Schranken, aber keine rechtlichen. 

1* 
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Die Fiction des englischen Staatsrechts, dass der König 
nicht unrecht thun könne, wird auf die Gresammtheit 
der gesetzgebenden Factoren und damit auf jeden ein- 
zelnen von ihnen übertragen. 

Das Fehlerhafte dieser Ansicht springt sogleich 
hervor, wenn man sich der Grundthatsache alles staat- 
lichen Lebens bewusst wird, dass der Staat eine Einheit 
ist, dass in der Mannigfaltigkeit der staatlichen Functionen 
doch überall nur ein einziges Subject als Träger der- 
selben vorhanden ist. Wie die Einzelpersönlichkeit in 
der Fülle der individuellen Lebensäusserungen als in sich 
einheitlicher Grrund erscheint, so die einheitliche Staats- 
persönlichkeit in der Fülle der Staatsthätigkeiten. Der 
Staat selbst ist der Grund aller Aeusserungen der soge- 
nannten Gewalten. Nicht die gesetzgebende Gewalt, 
sondern der Staat gibt Gesetze, nicht die Regierung 
führt aus und verwaltet , sondern der Staatswille selbst 
ist es, der in der Vollziehung concrete Gestalt gewinnt. 

Der innere Unterschied der einzelnen staatlichen 
Functionen, der Gegensatz von Gesetzgeben, Verwalten 
und Richten wird durch diese adäquate Erkenntniss des 
Staates nicht etwa verwischt , sondern geläutert und 
vertieft. Nicht nach dem äusseren Merkmale des Organes, 
das eine Function vorzunehmen hat, sondern nach der 
inneren Natur der Function selbst, gleichgiltig von wel- 
chem Organe sie vorgenommen wird, ist die Entscheidung 
zu treffen, welcher der grossen Kategorien der Staats- 
thätigkeiten sie zuzuweisen sei. Wenn auch so viel als 
möglich verschiedene Functionen an verschiedene Organe 
zu vertheilen sind, so ergibt dennoch eine genaue Unter- 
suchung des nach diesem Principe aufgebauten Staates, 
dass eine absolute Trennung der Staatsfunctionen nach 
Organen — wie jede abstracte Forderung — an der prak- 
tischen Natur des Staates scheitert. Niemand wird heute 
daran zweifeln, dass die Gerichte auch Verwaltungsacte 
vornehmen, dass die Administrativbehörden in gewissem 
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Umfange richterliche Functionen ausüben, dass in den 
Vollmachten der Regierung vielfach das Recht zur Fest- 
setzung von Rechtssätzen enthalten ist, das begrifflich 
der Gesetzgebung anheimfällt. Jede Polizeiver Ordnung 
lehrt unzweifelhaft, dass nicht nur die vom Monarchen 
mit Zustimmung der Kammern erlassenen Acte deer^ 
Staatswillens die Normen für die Schranken der freien 
Bewegung der Individuen enthalten. 

Auch für die Kammern gilt diese Wahrheit. Sie 
haben nicht nur Theil zu nehmen an der Gesetzgebung, 
sondern auch zu verwalten und zu richten. Die folgenden 
Blätter sind dazu bestimmt, sich mit der letzteren Function 
der parlamentarischen CoUegien eingehender zu beschäf- 
tioren. 

Jeder Verwaltungsact und jeder Richterspruch steht 
aber unter dem Gesetze. Der erstere darf nicht gegen 
das Gesetz sein, der letztere soll das Gesetz im concreten 
Falle zur Erscheinung bringen. Daher ist jedes Organ, 
welches zu verwalten und Recht zu sprechen hat, ge- 
bunden an das objective Recht. Setzt es das freie Er- 
messen an Stelle der Forderung der Rechtsordnung, 
dann tritt es heraus aus seiner organischen Stellung im 
Staate, sein individueller Wille tritt in Gegensatz zum 
allgemeinen, mit einem Worte: es begeht ein Unrecht. 

Ist eine solche Fähigkeit zum Unrechtthun für die 
Kammern vorhanden, so tritt an diejenigen , welche den 
Rechtsstaat ehrlich wollen, sofort die Aufgabe heran, an 
Abhilfe zu denken. Es handelt sich hier um keine Partei- 
frage, denn jede staatliche Partei, welche den Ehrennamen 
einer solchen verdient, hat ein Interesse an der Festigung 
des öffentlichen Rechts und des öffentlichen Rechts- 
bewusstseins. Jeder Widerstand gegen eine Lösung dieser 
Aufgabe schliesst in sich einen moralischen Angriff auf 
den Parlamentarismus. 

Das Problem ist, wie aus dem Vorangehenden er- 
hellt, ein allgemeines , für alle constitutionellen Staaten 
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zu lösendes, wozu in einigen Staaten bereits praktische 
Schritte unternommen worden sind. Die Aufgabe der 
folgenden Zeilen jedoch ist es, die österreichischen Ver- 
hältnisse zu prüfen und Vorschläge zur Ableitung der 
hier stets bereiten Quelle von Conflicten zu machen. Für 
Oesterreich ist die Frage eine brennende, ihre Lösung 
absolut noth wendig, um nicht die Verworrenheiten un- 
seres öffentlichen Rechts in's Unermessliche, die Gegen- 
sätze und Kampfesmittel unserer staatlichen Parteien 
in's Unerträgliche zu steigern. Wenn man die kurze par- 
lamentarische Geschichte Oesterreichs verfolgt, so erstaunt 
man über die Zahl der Rechtsverwahrungen, der demon- 
strativen Auszüge ganzer Parteien aus den Verhandlungs- 
sälen, von. welchen uns die Protokolle des Reichsrathes 
und der Landtage fast in jedem Sessionsabschnitte er- 
zählen. Nirgends wird mehr über Majoritätsherrschaft 
geklagt, als in Oesterreich, gleichgiltig, welche Majorität 
das parlamentarische Ruder führt. Nirgends ist der Satz, 
den wir theoretisch entwickelt haben, dass es ein parla- 
mentarisches Unrecht gebe, von allen Parteien so lebhaft 
behauptet und so bitter empfunden worden, wie bei uns. 
Für Oesterreich mit seinen im parlamentarischen Leben 
wechselnden nationalen Majoritäten und Minoritäten liegt 
es daher im Interesse aller Parteien, Schutz vor jenem 
Unrecht zu suchen und zu finden, das, so lange es kein 
Heilmittel gibt, die öffentliche Meinung tiefer, nachhaltiger 
und mit zersetzenderer Wirkung aufzuregen im Stande 
ist, als jedes andere — dem parlamentarischen Unrecht. 


n. 

Die ricliterlichen Functionen der österreichisohen 

Vertretungskörper. 

Die Ausübung richterlicher Functionen ist nicht 
auf die Gerichte beschränkt. Eiichten ist eine specifische 
Thätigkeit, die jedes Staatsorgan ausübt, wenn die 
materiellen Voraussetzungen hiezu gegeben sind. Diese 
sind aber : 1 . die Existenz eines bindenden Rechtssatzes ; 
2. eine Streitsache ; 3. die Pflicht der Subsumtion des con- 
creten Falles unter den Rechtssatz und somit der Ent- 
scheidung des Streites nach Rechtsregeln. 

Das Subject, um dessen Recht es sich handelt, kann 
aber sein eine dem Staate eingeordnete Persönlichkeit — 
sei es ein Individuum oder eine juristische Person — oder 
der Staat selbst in seiner Eigenschaft als öffentlich-recht- 
liche Persönlichkeit. 

Der erste Fall bedarf keiner näheren Erörterung, 
wohl aber der zweite. 

Die Cardinalpflicht, welche alle Staatsorgane und 
alle Unterthanen dem Staate zu leisten haben, ist die 
des Gehorsams. Alle öffentlichen Pflichten sind nur 
specielle Anwendungen der allgemeinen Gehorsamspflicht. 
Abgabenpflicht, Militärpflicht, Zeugenschaftspflicht u. s. w. 
nehmen ihre verbindliche Kraft aus der Grundsubstanz 
des staatsbürgerlichen Gehorsams. 

Jeder Pflicht correspondirt aber ein Recht in der 
Person desjenigen, der die Pflicht zu fordern berechtigt 
ist. Der Gehorsamspflicht der Unterthanen steht daher 
nothwendig das subjective Recht des Staates auf Gehorsam 
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gegenüber. „Dem Staate steht das Recht auf Ausübung 
der Staatsgewalt und das Recht auf Unterwerfung der 
ünterthanen als subjectives öffentliches Recht zu. Der 
Staat hat ein Recht auf Gehorsam gegen den rechtmässig 
erzeugten und verkündigten Staatswillen.** ^) 

Das Recht auf Gehorsam hat der Staat in erster 
Linie von seinen Organen zu fordern. Sie sind ver- 
pflichtet, den Staatswillen gemäss den Gesetzen und 
sonstigen bindenden Vorschriften zum Ausdruck zu bringen. 
Als Sanction dieser Pflicht erscheinen die Bestimmungen 
des Strafgesetzes und der disciplinaren Vorschriften. 

Straf- und Disciplinargerichtsbarkeit sind aber nur 
gegen den delinquirenden — dolos oder culpos — handelnden 
Willen gerichtet. Es ist jedoch möglich, dass der Staats- 
wille im concreten Falle nicht zum rechtmässigen Ausdruck 
gelangt, ohne dass gerade Jemandem ein Verschulden zur 
Last fallen muss. Missverständliche Auslegung des Gesetzes 
kann ebenfalls einen rechtswidrigen Thatbestand herbei- 
führen. 

Hier sind wieder zw€|i Fälle möglich. Entweder gehört 
die Entscheidung der concreten Angelegenheit unzweifel- 
haft in den gesetzlich festgestellten Wirkungskreis einer 
Behörde. Dann entscheidet eine höhere Instanz, sei es auf 
Anrufen der sich verletzt dünkenden Partei, sei es von Amts- 
wegen. Oder es behaupten mehrere Behörden zur Entschei- 
dung ausschliesslich legitimirt zu sein oder es weigern 
sich mehrere Behörden, von denen noth wendig eine dazu 
berufen sein muss, auf Anrufen der Parteien die Ent- 
scheidung zu fällen. Hier liegt ein Competenzcon- 
flict vor, der durch Richterspruch zu lösen ist, indem 
das subjective Recht des Staates auf gesetzmässige Ver- 
wirklichung seines Willens durch die hiezu rechtlich 
bestimmten Organe anerkannt wird gegen den gesetz- 
widrigen Vorgang einer Behörde. 

^j E. Loeniug, Lehrbuch des deutschen Verwallungsrechls, S. 9. 
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Wo immer ein Competenzcohflict entschieden wird, 
kann er nur durch Richterspruch entschieden werden, 
wenn auch nicht immer und nicht überall Gerichte da 
sind, ihn zu entscheiden. Begrifflich ist aber die Lösung 
eines Competenzconflicts stets eine richterliche Func- 
tion. Selbst dann, wenn eine Behörde über ihre eigene 
Competenz entscheidet, hat die Entscheidung den Charakter 
eines Richterspruchs. 

Was im Vorangehenden von den Staatsbehörden 
gesagt wurde, wird in seinem vollen juristischen Werth 
übertragen werden können auf jedes Staatsorgan, welches 
in die Lage kommt, über verschiedene Competenzen Ent- 
scheidungen fällen zu müssen. 

Untersuchen wir nun nach diesen Vorbemerkungen 
den ßeichsrath und die Landtage der im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder in Hinblick auf ihre 
richterlichen Functionen, so finden wir, dass namentlich ^) 
in drei Fällen diese parlamentarischen CoUegien als 
Richtercollegien fungiren, und zwar entscheiden sie: 

1. über Individualrechte, indem das Abge- 
ordnetenhaus des Reichsrathes und die Landtage die Legiti- 
mationen ihrer gewählten Mitglieder zu prüfen haben ; 

2. über Competenzconflicte: 

a) zwischen Verfassungs- und einfacher Gesetz- 
gebung ; 

b) zwischen Reichs- und Landesgesetzgebung. 
Diese drei Fälle haben wir zunächst eingehender 

zu betrachten. 

^) Theoretisch sind noch andere richterliche Acte der Vertretnngs- 
körper nachweisbar. Die Ertheilung des Absolutorinms , die Beschlüsse 
über die Berichte der Staatsschnldencommission durch den Reichsrath 
können nnter Umständen den Charakter eines ürtheils annehmen Ebenso 
erhalten sie dnrch das Recht der Ueberweisung; von Petitionen an die 
Regierung nach dem treffenden Ausdrucke Laband's (Staatsrecht des 
deutschen Reiches, I, S. 520) gewissermassen die Stellung eines öffentlich- 
rechtlichen Rügegerichtes den Verwaltungsbehörden gegenüber. 


iir. 

Die Entscheidiing über die Giltigkeit bestrittener Wahlen. 

Das Abgeordnetenhaus des Reichsrathes und die 
Landtage entscheiden über die Legitimation ihrer gewählten 
Mitglieder. 3) 

Dass diese Entscheidung materiell ein gemäss den 
bestehenden Wahlgesetzen zu fällendes Urtheil enthalte, 
bedarf für den Juristen keiner näheren Ausführung. *) 
Ebensowenig , dass parlamentarische Collegien nach den 
Grundsätzen der Parteipolitik und nicht nach denen des 
Rechtes und der Billigkeit vorzugehen gewhont sind. 
Politik und Richteramt, Zweckmässigkeit und Gerechtig- 
keit stets aus einander zu halten, ist für Jedermann eine 
schwierige Sache. Sowenig als der Verwaltungsbeamte 
ist das Kammermitglied ein unparteiischer Richter. Es 
ist daher die Gefahr vorhanden, dass gegebenen Falles 
Abgeordnetenhaus und Landtage nach anderen, als den 
im Gesetze vorgezeichneten Principien über die Berechti- 
gung der Gewählten ihr Urtheil fällen. 

Die Anerkennung und praktische Lösung des Con- 
flictes zwischen parlamentarischer und richterlicher Thätig- 

») §. 58 des Gesetzes vom 2. April 1873, Nr. 41 R. G. B., §. 3 
des Gesetzes vom 12. Mai 1873, Nr. 94 R. G. B.; §. 30 der Landes- 
ordnnngen. 

♦) Vgl. Laband a. a. 0., I, 553, der aucli treffend auf die Un- 
controlirbarkeit der Gründe für die Abstimmung der einzelnen Mit- 
glieder hinweist. 
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keit ist denn bereits in dem Mutterlande des Parlamen- 
tarismus vollzogen worden. ^) Nachdem bereits durch das 
Gesetz 11 und 12 Vict. c. 98 der Willkür des Hauses 
der Gemeinen bei Entscheidungen von Wahl beschwer den 
wenig Raum gelassen worden war, übertrug die Election 
Petitions and Gorrupt Practtces at Mections Act aus dem 
Jahre 1868 die Verhandlung und Entscheidung über an- 
gefochtene Wahlen in England dem Gerichtshofe des 
common pleas (eines der drei obersten Reichsgerichte zu 
Westminster, welche gegenwärtig mit dem Chancery court 
vereinigt den Mgh court of justice bilden), über die Wahlen 
in Irland dem court of common pleas in Dublin, über die 
in Schottland dem court of sessions. Beschwerden über 
ungehörige Wahlen werden statt wie früher dem Hause 
der Geraeinen innerhalb 21 Tagen nach der betreffenden 
Wahl diesen Gerichtshöfen überreicht und von einem 
Richter derselben innerhalb der betreffenden Grafschaft 
oder des ßurgfleckens verhandelt und beurtheilt. Das 
Haus erhält von diesem Verfahren vor Beendigung der- 
selben keine Kenntniss. Der Richter theilt dem Sprecher 
seine Entscheidung urkundlich mit, welche nach allen 
Richtungen enJgiltig ist. Wird, abgesehen von der Unter- 
suchung des Richters, in Wahlangelegenheiten dem Hause 
der Gemeinen innerhalb 21 Tagen nach der Wahl eine 
Beschwerde eingereicht, welche behauptet, dass bei der 
Wahl verwerfliche Wahlumtriebe vorherrschend gewesen 
seien, so überreichen beide Häuser eine Adresse, um die 
Untersuchung zu veranlassen und eine Untersuchungs- 
commission wird nach Massgabe des Gesetzes 15 und 16 
Vict. c. 57 ernannt. Daneben ist allerdings noch das 
Recht des Hauses stehen geblieben, über Fragen zu ent- 
scheiden, welche den Sitz seiner eigenen Mitglieder berühren, 
falls die Wahl nicht angefochten ist. Daher erachtet auch 
nach dem Inkrafttreten der Elections Act sich das Haus 


^) Vgl. zum folgenden Erskine May, Das englische Parlament nnd 
sein Verfahren, übersetzt von Oppenheim, 2. Aufl., S. 630 fP. 
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aasscbliesslicb competent, nach Ablaaf der fär Wahl- 
beschwerden bestimmten Frist über alle den Sitz seiner 
Mitglieder betreffenden Angelegenheiten zn entscheiden, 
insofeme es sich nicht nm eine Wahlanfechtnng handelt, 
also z. B. über die Folgen der verweigerten Eidesleistung, 
wie im Falle Bradlaagh. 

Aehnliche Bestimmnngen sind auch in Schweden 
durch die Verfassungsgesetze von 1866 nnd 1876 durchge* 
führt worden. Die Acten über angefochtene Wahlen werden 
dort durch die politische Behörde dem Könige übermittelt, 
der sie zur Entscheidung dem obersten G-erichtshof über- 
weist. Die Kammern entscheiden sodann über die Ver- 
fassangsmäasigkeit der Wahlen, und zwar nach 
Anhören des Gutachtens einer aus drei Directoren der 
Bank und drei Vorstehern der Staatsschuldencasse unter 
dem Vorsitze des Juatizministers gebildeten Commission. *) 
Das Gericht entscheidet somit über die von Einzelnen 
eingebrachten Wahlproteste, die Kammern über die Frage, 
ob der Gewählte die im Grandgesetze vorgeschriebenen 
Bedingungen zur Ausübung des Mandates erfüllt hat. 

Im Principe hat auch Ungarn durch §. 89 des 
XXXni. Gesetzesartikels von 1874') die Judicatur über 
Wahlstreitigkeifen der königlichen Tafel übertragen. Das 
Ausführnngsgeaetz für diese Massregel ist jedoch bis 
heute noch nicht erlassen worden. 

Diese Gesetze dreier Staaten mit langem parlamen- 
tarischen Leben beweisen, daas die Entscheidung bestrittener 
Wahlen nicht für einen absolut nothwendigen Bestandtheil 
der parlamentarischen Befugnisse zu halten ist. Der triftigste 
Grund, warum die meisten Parlamente die Verificationen 
der Wahlen als ihre Domäne betrachten, liegt darin, 
dass eventuell über ungehörige Wabibeeinflnssungen durch 

•) BikBdagBordning vom 22. Joni 1866, Art. 11, 32, 33. Vgl. 
Dareste, ies constitutione modernes, t. II, p. 135 ff. and Demoni- 
bynes, Les Constitution» ewopietmee 3'" M. t. I, p. 95, 109. 

') Vng. LandesgeaetjieamiQlTiDg 1874. 8. 155. 
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die Regierung judicirt werden müsse, wozu nur der Volks- 
vertretung die nöthige Unabhängigkeit zukomme. **) Allein 
dieser Grund spricht nicht gegen die Einsetzung eines 
Tribunals für Wahl Streitigkeiten , sondern' nur für die 
Nothwendigkeit , den Mitgliedern desselben die grösst- 
mögliche moralische Unabhängigkeit von der Regierung 
zu verschaflFen. 

Das Bewusstsein von der Urtheilsnatur der Wahl- 
veriflcationen hat die bekannte AfFaire der oberöster- 
reichischen Grossgrundbesitzerwahlen auch in Oesterreich 
zum Durchbruche kommen lassen. Im Jahre 1880 wurden 
von dem Statthalter in Oberösterreich in die Wahlliste des 
Grossgrundbesitzes für das Abgeordnetenhaus 14 Personen 
aufgenommen, deren Wahlrecht in dieser Wählerclasse 
von einer grossen Anzahl Wahlberechtigter bestritten 
wurde. Das Abgeordnetenhaus erkannte die auf Grund der 
vom Statthalter angefertigten Wahlliste vorgenommenen 
Wahlen, bei denen die erforderliche Majorität durch die 
Stimmen der Neuaufgenommenen erzielt wurde, als zu 
Recht bestehend an. Der Entscheidung des Hauses lagen 
offenbar politische Motive zu Grunde — die Gewählten 
brachten eine willkommene Unterstützung der Majorität. 
Das Reichsgericht jedoch, welches gemäss seiner Stellung 
als Gerichtshof zum Schutze der in der Verfassung gewähr- 
leisteten politischen Rechte „unmittelbar und definitiv 
über das Recht der Wähler eine richterliche Cognition 
fällt" im Gegensatze zu dem „unmittelbar und definitiv 
über das Recht der Gewählte n** entscheidenden Abge- 
ordnetenhause hat auf Grund der vom Fürsten Carl 
Auersperg und einer Anzahl anderer Wähler einge- 
brachten Klage in zwölf Fällen unter vierzehn die Ein- 
tragung der in Rede stehenden Personen in die Wahl- 


®) B. Y. Mo hl, üeber die ÖDtersnchang bestrittener ständischer 
Wahlen durch die Abgeordnetenkammer selbst. Staatsrecht, Völkerrecht 
und Politik, I, S. 207 ff. 
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liste für ungesetzlich erklärt. ^) Der klaffende Widerspruch 
zwischen dem Beschluss des Abgeordnetenhauses und der 
Entscheidung des Reichsgerichtes erregte die öfientliche 
Meinung in hohem Grade und je nach dem Parteistand- 
punkte wurde der eine oder die andere heftig angegriffen. 
Die Majorität des Hauses sprach von einem Eingriffe 
in seine verfassungsmässige Competenz und auf Antrag 
des Grafen Hohenwart wurde im „Interesse des 
Constitutionalismus" eine vierundzwanziggliedrige Com- 
mission eingesetzt, die ;,die Competenzfrage zu prüfen, 
darüber an das hohe Haus zu berichten, eventuell die 
als nothwendig erkannten Anträge zu stellen" habe. ^^) 
Für die landläufige Meinung war „ein Conflict zwischen 
gesetzgebender und richterlicher Gewalt" vorhanden, 
während in Wahrheit nur eine Divergenz zweier von 
den hiezu competenten Organen gefällter Urtheile — eines 
parteiischen , ohne Angabe der Gründe ausgesprochenen, 
und eines unparteiischen, wohlmotivirten vorlag. 

Ein Bericht über diesen Antrag ist bis jetzt dem 
Hause nicht erstattet worden. 

Die einzig richtige Lösung des möglichen Conflictes 
kann vom Standpunkte einer ehrlichen, gesunden Politik 
nur darin bestehen, das man dem Richter überweist, was 
des Richters ist. — Eine unparteiische Cognition über 
bestrittene Individualrechte kann nur von einer richterlich 
organisirten Institution erwartet werden. Der Satz der 
Verfassung, dass Niemand seinem gesetzlichen Richter 
entzogen werden dürfe , schliesst in sich den Befehl an 
die Gesetzgebung, jedem Individualrechte, also auch dem 
politischen den Richter im wahren Sinne des Wortes zu 
geben. Wenn streitige Privatrechte der definitiven Judi- 


•) Erkenntniss des Reichsgerichtes vom 24. April 1881. H y e, 
Sammlung, Nr. 234. 

*^) Nr. 335 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des 
Abgeordnetenhauses, IX. Session. Vgl. 157. Sitzung. 
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catur der Verwaltungsbehörden entzogen worden sind i^), 
wenn die politischen Rechte im Reichsgerichte einen 
richterlichen Schutz gefunden haben, wenn über Eingriffe 
der Verwaltung in die individuelle Rechtssphäre ein Ver- 
waltungsgerichtshof judicirt, so fordert es die juristische 
Consequenz, dass ein Streit über das Recht der zur Reichs- 
vertretung Gewählten nicht von einem inappellablen 
Collegium entschieden werde, das zu sehr de lege ferenda 
beschäftigt ist, um stets Gerechtigkeit de lege lata üben 
zu können. 

Was vom Abgeordnetenhaus gilt, findet selbst- 
verständlich in vollem Umfange auch auf die Landtage 
seine Anwendung. 

Die Erkenntniss, dass es nicht nur im Interesse 
der Rechtsordnung, sondern auch des moralischen An- 
sehens und der inneren Ruhe namentlich des Reichs- 
rathes gelegen sei, die Judicatur über Wahlstreitig- 
keiten einem Gerichtshofe zuzuweisen, hat in einem 
hervorragenden Mitgliede des Abgeordnetenhauses die Idee 
geweckt, einen hierauf bezüglichen Antrag zu stellen, 
die aber leider bis heute nicht verwirklicht wurde. Dem 
ehemaligen Präsidenten des Hauses Grafen Coronini 
gebührt aber immerhin das Verdienst, zuerst, wenn auch 
noch nicht in ofiicieller Weise, in Oesterreich die prak- 
tische Discussion über ein Problem angeregt zu haben, 
dessen Lösung von Jedem, der fähig ist, über dem Partei- 
getriebe die Forderungen des Rechtes und der Staats- 
weisheit zu erkennen, als nothwendig bezeichnet werden 
muss. 12) 


^^) Art. XV des Staatsgrundgesetzes über die richterliche 

Gewalt. 

^^) Mittheilungen über den beabsichtigten Antrag des Grafen 
Coronini «brachten vor ungefähr anderthalb Jahren die Tagesblätter. 
Auf eine briefliche Anfrage hatte der Herr Abgeordnete die Freuadlicb- 
keit, mir zu erklären, dass dieselben auf Wahrheit beruhen. 
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Graf Coronini will die Entscheidung über be- 
strittene Wahlen einem Specialgerichtshofe zuertheilt 
wissen. 

Es ist dem Schlüsse dieser Untersuchung vorbehalten, 
zu prüfen, welcher Gerichtshof am geeignetsten ist, über 
das Recht der Gewählten zu urth eilen. 



y 
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IV. 

Die Oonflicte zwisclieii einfacher und Verfassungs- 

gesetzgebung. 

Beschlüsse über ein verfassungsänderndes Gesetz 
können im Reichsrathe nur mittelst einer Zweidrittel- 
majorität, und zwar im Abgeordnetenhause nur bei 
Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder 
giltig gefasst werden, i») 

Zu einem Beschlüsse über beantragte Aenderungen 
der Landesordnung ist die Gregenwart von mindestens 
drei Viertheilen aller Mitglieder des Landtags und die 
Zustimmung von mindestens zwei Drittheilen aller An- 
wesenden erforderlich. ^*) 

Die ReichsverfassuDg, sowie die Landesordnungen 
enthalten somit die Bestimmung, dass es formelle Unter- 
schiede zwischen einfachen und Verfassungsgesetzen gebe. 

In allen Verfassungen der Gegenwart ist der materielle 
Gegensatz von Grund- und einfachen Gesetzen formell 
zum Ausdruck gekommen, mit Ausnahme der englischen, 
welche niemals erschwerende Formen für Verfassungs- 
änderungen vorgeschrieben hat. In neuerer Zeit ist die 
Festsetzung solcher erschwerenden Formen voj* einem 
hervorragenden Theoretiker des preussischen Staatsrechts 


") §. 15 der St. Gr. G. tibw die Reichsvertretung. 
**) §. 38 der Landesordnungen. Vgl. die Scblussbestiranmngen der 
Landtagswahlordnnngen. 

Jellinekf TerCuisimiaseriehtshof . ^ 
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lebhaft bekämpft worden. ") Wer österreichische Ver- 
hältnisse kennt, wird jedoch sagen müssen, dass in dem 
Erfordernisse der Zweidrittelmajorität bei Verfassungs- 
änderungen die wesentlichste Ghirantie dafür liegt, dass 
unsere Verfassung einigermassen im Zustande des stabilen 
Gleichgewichtes beharrt. Würde diese Bestimmung in 
unseren Grundgesetzen fehlen, so würde bei der Schroff- 
heit der nationalen Gegensätze die jeweilige, noch so 
geringe Majorität durch die Beschliessung von Verfassungs - 
änderungen, denen die Regierung in vielen Fällen zu- 
stimmen müsste, ihre Herrschaft zu einer dauernden zu 
machen versuchen. In den gemischtsprachigen Ländern 
ist die in der Minorität befindliche Nationalität wenig- 
stens einigermassen durch die betreffenden Bestimmungen 
der Landes- und Landtagswahlordnung geschützt. 

Die Normen für verfassungsändernde Gesetze machen 
den Reichsrath und die Landtage zum Competenzgerichtshof 
für Conflicte zwischen einfacher und Verfassungsgesetz- 
gebung. Die Regierung ist, bevor sie ein Gesetz zur 
Allerhöchsten Sanction unterbreitet, nicht gehalten, auch 
ihrerseits die Competenzfrage zu prüfen. Der Beschluss 
der betreffenden legislativen CoUegien überhebt sie jeder 
Verantwortlichkeit für die Verfassungsmässigkeit des in 
Frage stehenden Gesetzes. Es würde den einfachsten 
Grundsätzen der juristischen Logik widersprechen, wenn 
eine Kammer die Verantwortlichkeit für ihre Beschlüsse 
auf Andere abwälzen wollte. *^) Allerdings steht es der 
Regierung frei, die Ablehnung der Sanction an Aller- 
höchster Stelle zu empfehlen, wenn sie von der Ver- 
fassungswidrigkeit des Gesetzentwurfes überzeugt ist. 
Die Sanction ist ein freier Act des Monarchen, welche 
niemals gefordert werden darf, für deren Unterlassung 
daher auch kein verantwortliches Subject besteht. Auch 

lö) HermaDn Schulze, Preussisches Staatsrecht, II, S. 257. 
**) Vgl. B. V. Mo hl, Ueber die rechtliche Bedeutung verfassungs- 
widriger Gesetze, a. a. 0., S. 85. 
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wird der Monarch , wenn er die Ueberzeugung von der 
Verfassungswidrigkeit des zu sanctionirenden Gesetzes 
gewinnt, aus eigener Initiative die Sanetion verweigern. 
Eine solche Weigerung entzieht sich jedoch der staats- 
rechtlichen Beurtheilung. Ein nichtsanctionirtes Gesetz 
ist ein juristisches Nichts, der Grund seiner Nichtigkeit 
liegt in der höchstpersönlichen ^ der Discussion ent- 
rückten EntSchliessung des Monarchen , deren Motive 
gar nicht erklärt zu werden brauchen und herkömmlich 
auch nicht erklärt werden. Die Sanetion des Gesetzes 
bekundet allerdings, dass den verfassungsmässigen Formen 
Genüge geschehen sei. i^) Es wäre jedoch gefehlt, daraus 
eine ßechtsp flicht des Monarchen zu folgern, sich 
in das Detail der Verhandlungen des Reichsrathes und 
der Landtage einzulassen ^^) , um die formelle Giitigkeit 
der ihm vorgelegten Beschlüsse zu prüfen. Die Beschlüsse 
des Reichsrathes und der Landtage unterliegen demnach 
keiner juristisch fixirbaren Controle der Regierung. 

Welches ist nun der Vorgang bei Entscheidung der 
Streitfrage, ob ein Entwurf zur Annahme der Befolgung 
erschwerender Formen bedarf? Es entscheidet einfach der 
Vorsitzende des betreffenden Hauses, wie ein giltiger 
Beschluss zu Stande zu kommen habe. Sollte sich eine 


") A. Menger, System des österreichischen Civilprocessrechtes, 
S. 239, wo treffend auf das ungenügende der herrschenden Bestimmungen 
zum Schutze der Verfassungsmässigkeit der Gesetze hingewiesen wird. 

^^) Man kann doch nicht im Ernste behaupten, dass es Pflicht des 
Kaisers sei , zu untersuchen , ob der Reichsrath und die 17 Landtage 
verfassungsmässig constitnirt, ob die Wahl der Abgeordneten nicht 
contra legem agnoscirt, ob die Geschäftsordnung nicht verletzt worden 
sei u. s. w. Er wird vielmehr in der weitaus grössten Mehrzahl der 
Fälle in Beziehung auf die Verfassungsmässigkeit der Beschlüsse den 
Ansichten des Ministeriums vertrauen dürfen, das seinerseits durch den 
betreffenden Vertretongskörper selbst der Verantwortlichkeit entlastet 
ist. Nur in ausserordentlichen Fällen, wenn die Existenz des Vertretungs- 
körpers selbst eine verfassungswidrige wäre (z. B. der ausserordentliche 
Reichsrath von 1867) träte eine Haftung der Regierung für die sanctio- 
nirten Beschlüsse der illegalen Versammlung ein. 

2* 
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Opposition gegen die Ansicht des Präsidenten erheben, 
80 ist die Ansicht der Majorität, und zwar der ein- 
fachen Majorität, massgebend. Wenn Präsident und 
einfache Majorität die verfassungsändernde Kraft des 
Entwurfes verneinen, so ist kein Rechtsmittel gegen eine 
solche Entscheidung vorhanden. Die Minorität kann pro- 
testiren, sich der Abstimmung enthalten , Rechtsverwah- 
rungen erheben , das Haus verlassen, die Mandate nieder- 
legen, das Alles hat nur den Charakter einer Demon- 
stration, die keinen Einfluss auf den formal-juristischen 
Werth des so zu Stande kommenden Beschlusses besitzt. 
Es existiren demnach nur moralische Schranken dafür, dass 
die Majorität sich innerhalb des Rahmens der Verfassung 
bewegt. Da aber parlamentarische Parteien — und in 
Oesterreich mehr als anderswo — sich stets in einer Art 
Kriegszustand befinden, so muss dieser moralische Schutz 
der Verfassung als ganz ungenügend bezeichnet werden. 
IrUer arma silent leges. 

Vielleicht in keinem anderen Staate wird die Ver- 
fassungsmässigkeit von Gresetzesvorschlägen so oft von 
Einzelnen, Ausschüssen oder Minoritäten in Frage ge- 
zogen, wie in Oesterreich. Fast jedem wichtigen organi- 
satorischen Gesetze wird von der einen oder anderen Seite 
der Vorwurf der Verfassungswidrigkeit gemacht. Es seien 
aus den Verhandlungen in der gegenwärtigen Session vier 
Fälle herausgegriffen, in denen im Abgeordnetenhause 
die Verfassungswidrigkeit vorgeschlagener Massregeln be- 
hauptet worden ist. Der Antrag Hohen wart bezüglich 
des Conflictes zwischen Abgeordnetenhaus und' Reichs- 
gericht wurde von den Abgeordneten Dr. Herbst im 
Namen der vereinigten Linken und Kowalski Namens 
der Ruthenen als verfassungswidrig erklärt und der Be- 
schluss des Hauses in Abwesenheit der betreffenden Partei- 
genossen, die daran theilzunehmen sich weigerten, ge- 
fasst. ^^) Der Abgeordnete Dr. Lustkandl behauptete, 

^») 157. Sitzung, stenogr. Protokolle S. 5716 ff. 
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dass §. 54 der Wehrgesetznovelle die Freiheit der 
Auswanderung in einer dem Greiste der Verfassung 
nicht entsprechenden Weise einschränke, ^o) Der Antrag 
Wurmbrand auf Vorlage eines Gresetzes bezüglich der 
Staatssprache und der Regelung des Gebrauchs der landes- 
üblichen Sprachen wurde von dem Majoritätsbericht des 
Sprachen- Ausschusses als gegen Art. 19 des Staatsgrund- 
gesetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger ver- 
stossend bezeichnet, ^i) In der 304. Sitzung erklärte die 
Minorität den §. 48 der Novelle zum Reich svolksschul- 
gesetzQ , der von dem Leiter einer Volksschule den Be- 
fähigungsnachweis zum Religionsunterrichte für die die 
Mehrzahl der Schüler umfassende Confession fordert, als 
verfassungsändernd gegenüber dem grundgesetzlichen 
Principe der gleichen Aemterfähigkeit für alle Staats- 
bürger. Der Präsident erkannte jedoch die einfache 
Majorität zur Annahme dieser Bestimmung für ausreichend 
und fällte damit eine souveräne Entscheidung in einem in 
der Geschichte der österreichischen Gesetzgebung denk- 
würdigen Momente, ^s) 

Die rechtliche Bedeutung eines verfassungsändernden 
Gesetzes muss nach österreichischem Staatsrecht dahin 
bestimmt werden , dass sie der eines materiell verfas- 
sungsmässigen völlig gleichkommt. Da der Richter grund- 
gesetzlich nur die formalen Erfordernisse der Publicaticn 
des Gesetzes, nicht aber die Art seines Zustandekommens 
zu prüfen berechtigt ist, den Verwaltungsbehörden noch 
weniger ein Prüfungsrecht der Gesetze zusteht, so muss 
ein materiell verfassungswidriges Gesetz als formell un- 
anfechtbar bezeichnet werden. Nur ein Act der Gesetz- 
gebung selbst kann seine Wirksamkeit vernichten. Wenn 
R. V. Mo hl behauptet, dass ein verfassungswidriges 

2^) 180. Sitzung. Stenogr. Protokolle S. 6357. 
^^) Beilagen za den stenogr. Protokollen des Abgeordnetenhanses, 
IX. Session, Nr. 697, 

2^ Stenogr. Protokolle S. 10564. 
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Gesetz gar kein Gesetz sei, d. h. für Niemanden Rechts- 
Verbindlichkeit habe 2»), so ist das ein Princip de lege 
ferenda^ das sich in der österreichischen Verfassung nicht 
verwirklicht findet. 

Welcher Schutz soll nun der Verfassung gegen 
rechtswidrige Abänderungsversuche zu Theil werden? 

Die einfachste Lösung, so scheint es, würde in der 
Anerkennung des materiellen richterlichen Prüfungsrechtes 
der Gesetze liegen. Bedeutend an Zahl und Werth sind 
die Staats- und ßechtsgelehrten , welche für ein unbe- 
dingtes richterliches Prüfungsrecht plaidiren. 

Aber neben den Vortheilen, die aus einer solchen 
Einrichtung erwachsen, sind auch die Nachtheile und 
Schwierigkeiten, welche dadurch für unser Rechtsleben 
hervorgerufen würden, in Betracht zu ziehen. In neuester 
Zeit hat ein hervorragender Staatsrechtslehrer in ein- 
dringender Weise die Nachtheile der richterlichen Prüfung 
der Verfassungsmässigkeit der Gesetze hervorgehoben : 
„Ein Gesetz kann nicht zugleich für die Gerichte un- 
verbindlich und für alle anderen Behörden und TJnter- 
thanen verbindlich sein, sondern es kann nur absolut, 
d. h. für Alle, die unter seiner Herrschaft stehen, ent- 
weder giltig oder ungiltig sein. Es bedarf keiner Aus- 
führung, welche politischen Nachtheile, welche Störung 
der Rechtssicherheit, welche Gefährdung der staatlichen 
Ordnung mit dem Grundsatz vorknüpft wären, dass Jeder 
in jedem Falle auf eigene Gefahr die Untersuchung vor- 
nehmen müsse, ob ein Gesetz in verfassungsmässiger 
Weise zu Stande gekommen ist." ^4) ich will nicht die 
zahlreichen Einwände wiederholen, welche von vielen 
Anderen gegen das richterliche Prüfungsrecht gemacht 
wurden. Es sei nur darauf hingewiesen, dass selbst wenn 

ein materielles richterlicLes Prüfungsrecht existirt, es 

• 

'^) üeber die rechtliche Bedeutuog verfassungswidriger Gesetze, 
a. a.O., Ö.80. 

«*) Laband, a. a. 0., II, S. 45. 
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sich schwerlich auf die hier erörterten Fälle beziehen 
könnte. Denn wenn es auch zu weit ginge, mit Gneist 
zu behaupten, dass die Beobachtung der verfassungs- 
mässigen Formen durch die Kammern zu den internis 
der parlamentarischen CoUegialverfassung gehöre, so ist 
es doch klar, dass der Richter sich ein sicheres Urtheil 
über die oft seit Langem verflossenen Kammerverhand- 
lungen schwerlich bilden könnte. Eine förmliche Unter- 
suchung über dieselben einzuleiten, die Kammern in corpore 
zur Zeugenschaft vor Gericht zu citiren, geht denn doch 
nicht an. Ein solches Gerichtsverfahren wurde dem An- 
sehen der gesetzgebenden Factoren gewiss nicht förderlich 
sein. Selbst unbedingte Anhänger des materiellen richter- 
lichen Prüfungsrechts der Gesetze negiren die Zulässig- 
keit der Cognition über die Fragen, welche sich auf die 
Constituirung der Kammern , die Legitimation der Mit- 
glieder, die Beobachtung der Geschäftsordnung beziehen, ^e) 

Wenn es nun nicht gut angeht, den Richter de lege 
lata urtheilen zu lassen, so bleibt als einzige Möglichkeit 
die Einhaltung der verfassungsmässigen Former von 
Seiten der Veitretungskörper zu sichern, die Einführung 
einer richterlichen Instanz de lege ferenda. Wenn man einer 
Minorität das Recht einräumt, einem Gerichtshofe die 
Frage vorzulegen, ob gegebenen Falles in einem Gesetzes- 
vorschlag verfassungsändernde Bestimmungen enthalten 
seien , so wäre das ein Auskunftsmittel , welches ohne 
tiefgreifende Verfassungsänderung keinen jener Nach- 
theile mit sich brächte, die das Gefolge des richterlichen 
Prüfungsrechts der Gesetze bilden. 

Ein solches Gericht hätte mehr den Charakter eines 
Schiedsgerichts als den eines staatliches imperium ausüben- 
den Tribunals. Wie im Schiedssprüche die Streitejnden 

an das unbefangene Urtheil eines Dritten appelliren, so 

_ 

'^) Vgl. Gneist, Soll der Richter anch über die Frage zu befinden 
haben, ob ein Gesetz verfassungsmässig za Stande gekommen? S. 25. 
— H. Schnlze, Lehrbach des deutschen Staatsrechts, I, S. 564. 
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würden auch hier die Parteien an einen Unparteiisclien 
sich wenden. Eine Institution dieser Art würde dem An- 
sehen der Vertretungskörper in keiner Weise nachtheilig 
sein. Wir sehen in unseren Tagen den Schiedsspruch zu 
immer grösserer Bedeutung bei internationalen Streitig- 
keiten erwachsen. Wenn selbst Grossmächte ihre Souve- 
ränetät durch die Unterordnung unter einen Schiedsspruch 
nicht gemindert erachten, so können ihn die Vertretungs- 
körper mit um so grösserer Ruhe als Auskunftsmittel 
zur Lösung von Streitigkeiten in ihrem Schosse erwählen. 
Er bedeutet keine Minderung ihrer Rechte, sondern viel- 
mehr eine Garantie dafür, dass ihr Recht und ihre Pflicht, 
die Verfassung zu wahren , nicht dem Arbitrium eines 
gewöhnlich nur von der herrschenden Partei bestellten 
Präsidenten und der Parteileidenschaft überlassen bleibe. 

Ein Antrag auf Entscheidung der Competenzfrage 
durch den Gerichtshof müsste selbstverständlich den Fort- 
gang der verfassungsmässigen Behandlung des Gesetz- 
entwurfes hemmen, das TJrtheil des Gerichtes bei der 
Wiederaufnahme der Berathungen bindend sein. Der Ge- 
richtshof müsste sofort, nachdem ihm der Fall vorgelegt ist, 
zurBerathung zusammentreten und binnen kürzester Frist, 
um keine lange Unterbrechung in dem Gange der Gesetz- 
gebung eintreten zu lassen, seinUrtheil öffentlich fällen. 

Allerdings könnte man aber einwenden , dass das 
unbedingte Vertrauen in die stete Unparteilichkeit der 
Richtersprüche auf öffentlich-rechtlichem Gebiete durch 
die realen Verhältnisse nicht gerechtfertigt werde. Partei- 
leidenschaft kann auch den Richter ergreifen, Furcht vor 
der Erregung der öffentlichen Meinung, den Angriffen 
der Presse sein Urtheil beeinflussen. Namentlich wenn 
es sich um eine Auslegung der Verfassung handelt, wird 
die Parteianschauung des Richters ihn wider Willen der 
Voraussetzungslosigkeit berauben , deren die Recht- 
sprechung bedarf. Wenn die Richter Wächter der Ver- 
fassung sein sollen, quis custodiet custodes ipsos? 


f 
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Dass Richtersprüche so wenig wie irgend eine 
menschliche That den Charakter der Unfehlbarkeit an 
sich tragen, ist gewiss zuzugeben. Und ebenso, dass die 
Gefahr der Fehlbarkeit des Richterspruches in politischen 
Streitigkeiten viel grösser ist, als auf dem Gebiete der 
Civil- , Criminal- und Administrativjustiz. Nichtsdesto- 
weniger hat auch hier der Richterspruch eine verhältniss- 
mässig starke Gewähr der Unparteilichkeit , jedenfalls 
eine viel stärkere als die der parlamentarischen Entschei- 
dung. Parlamentarische Parteien können zwar in den 
Berichten der Commissionen und der der Abstimmung 
vorausgehenden Discussion ihre Anschauung rechtferti- 
gen, der Beschluss selbst erfolgt jedoch ohne Angabe der 
Motive. 

Ein guter Richterspruch jedoch erhält seinen Werth 
erst durch seine juristische Begründung, erst diese vermag 
vom Rechte zu überzeugen, das Unrecht verwerfen zu lehren. 
Nun ist das Parteigewissen weit, das juristische eng. Der- 
selbe Mann, der als Politiker nur das Parteiinteresse ver- 
folgt, wird als Mitglied eines Gerichtshofes, dessen Urtheil 
das ganze Volk mit Spannung entgegensieht, sich wohl 
hüten, seinen Ruf als Jurist aufs Spiel zu setzen, indem er 
einer widerspruchsvollen oder rabulistischen Begründung 
zustimmt. Wenn dem Richter nur die äusseren Garantien 
der Unabhängigkeit von der Regierung gegeben sind, so 
sind die moralischen stark genug, um die Wahrschein- 
lichkeit einer parteiischen Urtheilsfällung in hohem Grade 
zu vermindern, denn zu der angeführten Gewähr tritt 
noch hinzu das Bewusstsein concentrirter, an der Person 
haftender moralischer Verantwortlichkeit. Parteien be- 
stehen aus zahlreichen Mitgliedern, Gerichtshöfe aus 
wenigen. Ein rechtswidriges Vorgehen einer Partei be- 
makelt den Einzelnen, der oft nur in engem Kreise 
bekannt ist, viel weniger, als ein rechtswidriges Urtheil 
eines höchsten Gerichtes , das mit wenigen , weithin 
bekannte Namen tragenden Männern besetzt ist. Eine 


— 26 


Verantwortlichkeit, die sich auf Viele erstreckt, berührt 
den Einzelnen nur wenig, das ungerechte Urtheil jedoch 
haftet sick für immer an die leicht zu merkenden Namen 
der Richter. Der Parteigenosse setzt fast gar nichts, 
der Richter sehr viel aufs Spiel, wenn er Politik treibt, 
wo es gilt, dem Rechte zu dienen. 

Es müsste daher der Gerichtshof zur Entscheidung 
der Competenzconflicte zwischen einfacher und Verfassungs- 
gesetzgebung in der Art bestellt werden, dass die ange- 
führten Momente ihre Wirksamkeit am stärksten äussern 
können. Eine absolute Garantie der Verfassung wäre in 
ihm zwar nicht gewonnen — das absolut Beste hat in der 
Wirklichkeit des Staatslebens überhaupt keinen Raum — 
aber er bildete die relativ stärkste, welche unter den 
gegebenen Verhältnissen in Oesterreich verwirklicht werden 
könnte. Die Wahrscheinlichkeit gerechter Entscheidung 
wäre in ihm viel höher, als in den VertretnngskÖrpern, 
die Majorität würde durch seinen Spruch des Vorwurfs 
eines Missbrauchs ihrer Macht entlastet werden, die 
politische Sittlichkeit würde durch ihn gewinnen, weil 
die höchsten Fragen des Staatsrechts nicht der parla- 
mentarischen Willkür ausgesetzt wären, das moralische 
Ansehen der Vertretungskörper steigen, weiches durch 
so manche Vorgänge in der letzten Zeit eine für das 
Verfassungsleben nicht zu unterschätzende Minderung in 
der öffentlichen Meinung erfahren hat. In einer Aera des 
Kampfes gegen den Parlamentarismus haben die Vertreter 
desselben allen Grund, jedes Mittel zu ergreifen, das im 
Stande ist , ihn in irgend einem Punkte dem Odium zu 
entziehen, das er sich durch rücksichtslose Ausbeutung 
der Parteiherrschafi vielfach zugezogen hat. 
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V. 
Die Oonflicte zwischen Reichs- und Landesgesetzgebung. 

Die Bestimmung der Competenzgrenzen zwischen 
Reichs- und Landesgesetzgebung gehört zu den eigenthüm- 
lichsten und verwickeltsten Partien des österreichischen 
Staatsrechts. 

Das Diplom vom 20. October 1860 hatte die Gegen- 
stände, welche in den Wirkungskreis des weiteren Reichs- 
rathes fallen sollten, taxativ aufgezählt und mit dem 
Vorbehalte einer künftigen Competenzbestimmung für den 
engeren, die nichtungarischen Länder umfassenden Reich&- 
rath alle nicht namentlich aügeführten Angelegenheiten 
der Competenz der Landtage zugewiesen. 

Das Statut vom 26. Februar 1861 bestimmte jedoch 
den Wirkungskreis des engeren Reichsrathes dahin, dass 
zu ihm, mit Ausnahme der in den Wirkungskreis des 
gesammten Reichsrathes fallenden Angelegenheiten, alle 
Gegenstände der Gesetzgebung gehören , welche nicht 
ausdrücklich durch die Landesordnungen den einzelnen 
im engeren Reichsrathe vertretenen Landtagen vorbe- 
halten sind. Zufolge dieser Bestimmung sprach die Ver- 
muthung in zweifelhaften Fällen für die Competenz der 
Reichsvertretung. Um jedoch bei vorkommenden Zweifeln 
rücksichtlich der Competenz des engeren Reichsrathes in 
gemeinsamen Gesetzgebungsangelegenheiten gegenüber der 
Competenz eines einzelnen im engeren Reichsrathe ver- 
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tretenen Landtages einen unanfechtbaren Reehtsboden zu 
gewinnen, wurde bestimmt, dass in solchen Fällen auf 
Antrag des engern Beichsraths der Kaiser zu entscheiden 
habe, «e) 

Das Staatsgrundgesetz über die Reichs Vertretung 
vom 21. December 1867 jedoch kehrte wieder zurück zu 
dem Principe des Octoberdiploms, indem im §. 11 als den 
Wirkungskreis des Reichsrathes umfassend jene Ange- 
legenheiten bezeichnet werden, die allen im Reichsrathe 
vertretenen Königreichen und Ländern gemeinschaftlich 
sind, insofern dieselben nicht zn den mit Ungarn gemein- 
samen Angelegenheiten gehören und zählt als Folgerungen 
aus diesem Principe in litera a — o den Wirkungskreis des 
Reichsrathes auf, während im §. 12 erklärt wird, dass 
alle übrigen Gegenstände der Gesetzgebung, welche in 
diesem Gesetz dem Reichsrathe nicht ausdrücklich 
vorbehalten sind, in den Wirkungskreis der Landtage 
gehören. Die Competenz des Reichsrathes erscheint nach 
diesen Bestimmungen als die stricte zu interpretirende 
Ausnahme, die der Landtage als die Regel, ein Verhältniss, 
welches in dem losen Gefüge eines Staatenbandes einen 
Sinn hat, jedoch selbst der Idee des aus relativ selbst- 
ständigen Gliedern bestehenden Bundesstaates, umsomehr 
der eines decentralisirten, autonome Provinzen in sich 
fassenden Einheitsstaates widerspricht. Allerdings ist 
dem Reichsrathe so viel zugetheilt, dass das Schwer- 
gewicht der Gesetzgebung in ihn fällt und die Natur 
der Sache dringt auch in diesem Staatsgrundgesetze 
durch, indem die Rechtsmacht über die Competenz nur 
der Reichsgesetzgebung zusteht. Auf dem Wege der 
Verfassungsänderung ist auch nach den heute 
geltenden Bestimmungen die Sphäre der Landesgesetz- 
gebung, die in dem Reichsgesetze über die Reichsver- 
tretung umschrieben ist, den erweiternden oder ver- 
engernden Normen der Reichsgesetzgebung unterworfen 

^^) Statut über die Beichsvertretnng, §. 11. 
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— wie die Verfassungsänderungen von 1867 selbst und 
später die Einführung der directen Reichsraths wählen im 
Jahre 1873 unzweifelhaft gezeigt haben. 

Die Bestimmung, welche die Lösung von Competenz- 
conflicten zwischen Beichsrath und Landtagen in die Hän^e 
des Kaisers legt, wurde in das revidirte Reichsrathsstatut 
nicht aufgenommen. Der den früheren Zustand aufrecht- 
haltende Beschluss des Herrenhauses wurde vom Abge- 
ordnetenhause auf Antrag des Verfassungsausschusses 
verworfen. Der Berichterstatter Dr. v. Kaiserfeld 
motivirte diesen Antrag damit, dass, „sobald auf Antrag 
des Reichsrathes der Kaiser zu entscheiden haben sollte, 
die Entscheidung, wenn Seine Majestät an diesen Antrag 
gebunden wäre, nur in die Hand einer Partei, in die des 
Reichsrathes, gelegt sein würde. Soll aber Seine Majestät 
nicht an den Antrag des Reichsrathes gebunden sein, 
dann wäre — da ein Competenzzweifel nur entstehen 
kann, entweder weil die Verfassung selbst in ihrer Tex- 
tirung zweifelhaft, oder weil überhaupt Lücken in der 
Verfassung sind — Seiner Majestät das Recht eingeräumt, 
eine selbständige authentische Erklärung der Verfassung 
zu geben oder die Lücken in derselben durch eine Octroy- 
irung zu ergänzen. Das würde jedoch mit den constitu- 
tionellen Begriffen nicht übereinstimmen. Es widerstrebt 
dem Verfassungsausschusse auch, die Person Seiner Ma- 
jestät in einen Verfassungsconflict hineinzubringen, welcher 
meist mit Leidenschaft geführt wird und wo dann der- 
jenige, welcher durch die Entscheidung Seiner Majestät 
unterliegt, höchst wahrscheinlich mit der Entscheidung 
und dem Entscheidenden unzufrieden sein wird." ^7^ 

Somit fehlt in der Decemberverfassung eine aus- 
drücklich eingesetzte Instanz zur Entscheidung von Con- 
flicten zwischen Reichs- und Landesgesetzgebung. 


^) Die neue Gesetzgebung Oesterreichs erläutert ans den Reichs- 
raths Verhandlungen. Wien, Manz, 1868, 3. 288. 
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Die Gefahr eines Conflictes ist aber um so grösser, 
als keine Werthrelation zwischen Reichs- und Landes- 
gesetzen besteht. In allen Bundesstaaten, wo die Glieder 
eine viel selbständigere Stellung einnehmen, als die Kron- 
länder in Oesterreich, i^t den Gesetzen des Centralstaates 
der Vorzug eingeräumt vor denen der Gliedstaaten. Im 
deutschen Reiche ist Conflicten zwischen Reichs- und 
Landesgesetzgebung die Spitze abgebrochen durch die 
Bestimmung der Reichsverfassung, dass die Reichsgesetze 
den Landesgesetzen vorangehen. Wenn demnach Reichs- 
und Landesgesetze denselben Gegenstand normiren , so 
bricht die reichsrechtliche Bestimmung die landesrecht- 
liche. Auch in den republikanischen Bundesstaaten der 
nordamerikanischen Union und der schweizerischen Eid- 
genossenschaft sind Bandes- und Staaten- , beziehentlich 
Kantonalgesetze, nicht gleichwerthig. Die Amerikaner 
haben sich bei der Abfassung ihrer Constitution bestrebt, 
die Sphären der Union und der Gliedstaaten in Gesetz- 
gebung, Vollziehung und Gericht völlig auseinander zu 
halten, so dass Tocqueville den Eindruck gewann, 
als ob in der Union zwei Organismen — Gesammt- und 
Einzelstaat — vorhanden wären, die sich in völliger Frei- 
heit von einander bewegen. Die Erfahrung hat jedoch 
auch hier gezeigt, dass bei dem organischen Zusammen- 
hang aller Staatsfunctionen eine absolute Trennung der 
Cömpetenzen nicht durchgeführt werden könne. Und in 
tiefer Erkenntniss des Staatslebens haben die Amerikaner 
den Rechtsschutz der Verfassung sofort bei Abfassung 
derselben durch die Bestimmung gewährleistet, dass die 
Constitution und die Gesetze der Vereinigten Staaten, 
die in Folge derselben gemacht werden, sowie alle unter 
der Autorität der Vereinigten Staaten bereits gemachten 
und noch zu machenden Verträge das höchste Landes- 
gesetz (the supreme law of the land) und für die Richter 
eines jeden Staates bindend sein sollen, wenn auch etwas 
in der Constitution oder in den Gesetzen irgend eines 
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Staates dagegen wäre. 2») Ebenso bestimmt die Verfassung 
der Eidgenossenschaft, dass für das über Competenz- 
conflicte und öffentlich rechtliche Streitigkeiten zwischen 
den Kantonen und Verletzungen der verfassungsmässigen 
Rechte der Staatsbürger urtheilende Bundesgericht in 
allen diesen Fällen die von der Bundesversammlung er- 
lassenen Gesetze und allgemein verbindlichen Beschlüsse, 
sowie die von ihr genehmigten Staatsverträge massgebend 
sein sollen.28) Die frühere Verfassung ^o) legte die Ent- 
scheidung von Competenzstreitigkeiten zwischen Band 
und Kantonen in die Hand der Bundesversammlung, ohne 
ein Werthverhältniss zwischen beiden Gattungen von 
Gesetzen zu constatiren. Die Erfahrung hat aber auch 
hier die Nothwendigkeit eines solchen gezeigt und zu 
der erwähnten Verfassungsänderung geführt. 

In den Staaten, welche auf föderativer Grundlage 
errichtet sind, ist demnach den Gesetzen des Central- 
staates der Vorzug vor denen des Gliedstaates gegeben. 
Nun ist Oesterreich ein viel centralisirterer Staat als 
irgend eine der genannten Föderationen. Und doch ent- 
hält seine Verfassung durch die Anerkennung der Gleich- 
werthigkeit von Reichs- und Landesgesetzen eine Bestim- 
mung, welche weit über das Mass von Rechten hinausgeht, 
das der decentral isirteste Bundesstaat seinen Gliedern 
einzuräumen im Stande ist. 

Allerdings muss hervorgehoben werden, dass bereits 
seit den ersten Regungen des Verfassungslebens Reichs- 
und Landesgesetze als gleichwerthig nebeneinandergestellt 
wurden. Weder der Kremsierer Verfassungsentwurf, noch 
die Verfassung vom 4. März 1849 enthalten eine Norm, 
durch welche den Reichsgesetzen der Vorzug vor den 
Landesgesetzen eingeräumt würde. Ebenso ist weder im 
Octoberdiplom, noch in der Februarverfassung irgend ein 

««) Const. of the U. S. Art. VI, §. 2. 

^^) Revidirte Bundesverfassung vom 29. Mai 1874, Art. 113. 

8'^) Bundesverfassung vom 12. September 1848 , Art. 174 , Z. 17. 
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Subofdinationsverhältniss der Landes- zu den Reichs- 
gesetzen bestimmt. Von dem Februarpatent kann man 
wohl nicht behaupten, dass es bundesstaatliche Ideen in 
Oesterreich durchführen wollte. Es erschien im Gegen- 
theil dem Reichsrathe von 1867 als viel zu centralistisch, 
viel zu wenig das berechtigte Streben der Kronländer 
nach Autonomie berücksichtigend. Nicht durch die Idee 
der Decentralisation , sondern durch ein anderes Motiv 
muss das in seiner Art einzige Princip der Gleichwerthig- 
keit der Reichs- und Landesgesetze in die Verfassung 
eingeführt worden sein. 

Das kann aber kein anderes sein, alß die Erkennt- 
niss, dass die Persönlichkeit des Gesetzgebers im Reiche 
sowohl als im Lande eine und dieselbe ist. Es ist immer 
derselbe Kaiser, der im Reiche mit Zustimmung des 
Reichsrathes , im Lande mit Zustimmung der Landes- 
vertretung die Gesetze erlässt. Ueberall ist es der Eine 
kaiserliche Wille, der den Gesetzen die Sanction verleiht, 
auf dessen Befehl das Gesetz publicirt wird und somit 
Rechtskraft erlangt. In den Bundesstaaten jedoch ist der 
Wille des Centrums und der Glieder in allen Organen 
völlig getrennt. Der Bundesrath mit Zustimmung des 
deutschen Reichstags sanctionirt die Gesetze, der deutsche 
Kaiser publicirt sie, das sächsische Landesgesetz aber 
wird vom König von Sachsen mit Zustimmung des säch • 
sischen Landtags erlassen. Hier treten also zwei getrennte 
Willen einauder gegenüber, und wo Wille gegen Willen 
steht , ist Conflict möglich , daher für ein Staatswesen 
eine Bestimmung über rechtliche Lösung der eventuellen 
Conflicte nothwendig. In Oesterreich steht aber dem kai- 
serlichen Willen im Reiche der kaiserliche Wille im Lande 
gegenüber. Ein Conflict des kaiserlichen Willens mit sich 
selber ist aber nicht denkbar. ^^) 

*^) Vgl. Pfaff-Hofmann, Commentar zum österr. allgem. 
bürgerl. Gesetzbnche, I, S. 256, wo treffend darauf hingewiesen ist, dass 
der Eine Wille , der früher unbeschränkt im Reiche und Land Gesetzgeber 
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Aus dieser Idee heraus wird aucH die Bestimmung 
der Februarverfassung verständlich , dass der Kaiser 
Competenzconfliete zwischen Reichs- und Landesvertretung 
zu schlichten habe. Ein solcher Conflict, scheint es, ist 
nur vor dem Erlassen des Gesetzes denkbar. Darum hat 
der in sich einheitliche Wille , der allein dem Gesetze 
Rechtskraft verleiht, auch allein das Recht, die Einheit- 
lichkeit zwischen den Normen der Reichs- und Landes- 
gesetzgebung herzustellen. 

Die Decemberverfassung hat das Verhältniss zwischen 
beiden Gesetzgebungen aufrecht erhalten, weil sie nicht 
neue Grundgedanken in die österreichische Verfassung 
einführen wollte. Wohl war sich der Verfassungsausschuss 
des Abgeordnetenhauses „der Schwierigkeiten bewusst, 
mit welchen der Versuch, alle Agenden des Reichsrathes 
vollständig aufzuzählen, zu ringen hat^. Jedoch glaubte 
er schliesslich „nichts Wesentliches übersehen zu haben" 
und gab sich der Hoffnung hin, „dass eine längere üebung 
der staatsrechtlichen Befugnisse die heute noch herr- 
schenden Besorgnisse nach und nach beseitigen und das 
Bewusstsein kräftigen werde, dass dem Reiche nicht vor- 
enthalten werden dürfe, was dasselbe zu seinem Bestände, 
zur Erfüllung seiner Aufgaben und im Interesse aller 
seiner Angehörigen nicht entbehren soll". ^2) 

Nun ist es a priori für Jeden klar , der die Wirk- 
lichkeit des Staatslebens kennt, dass auch bei der schärf- 
sten Competenzabgrenzung Zweifel entstehen können, und 
die folgenden Zeilen werden zeigen, dass §.11 des Grund- 
gesetzes über die Reichsvertretung durchaus nicht die 
Schwierigkeiten, deren die Verfasser desselben erwähnen, 
in auch nur einigermassen befriedigender Weise ge- 
löst hat. 


war, in den Vertretnngskörpern sich zwar verschiedene mitwirkende 
Organen zagesellte, jedoch nicht in der Landesgesetzgebnng eine von 
der Staatsgesetzgebang verschiedene Landesantonomie schaffen wollte. 
'^) Die nene Gesetzgebung, I, 115, 116. 

J • 1 1 i n e k , Vorf awnngsgwiohtthof. 3 
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Wenn aber Zweifel über die Competenz entstehen, 
80 muss auch bei dem Mangel positiver Vorschriften 
irgend Jemand vorhanden sein, der sie löst. Das ist aber 
heute Niemand als die Vertretangskörper und die Re- 
gierung. Der Reichsrath und die Landtage können sich 
weigern, in die Berathung einer Vorlage einzugehen, wenn 
sie sich hierzu für incompetent erklären ; sie können femer 
durch Resolutionen und Initiativanträge ihre Competenz 
bestimmen. Die Regierung andererseits hat das Recht 
und die Pflicht, competenzüberschreitenden Beschlüssen 
der Landtage die Empfehlung zur kaiserlichen Sanction 
zu verweigern und ebenso kann sie aus Competenzrück- 
sichten im Reichsrathe sowohl ihre eigenen Vorlagen 
wieder zurückziehen, als auch den aus der Initiative der 
Reichsvertretung hervorgehenden Anträgen entgegentreten. 

Die Minister haften für die Verfassungsmässigkeit 
aller Regierungsacte, also auch für die Verfassungsmäs- 
sigkeit der publicirten, von ihnen contrasignirten Gesetze. 
Von Bedeutung ist selbstverständlich nur die Haftung 
für die Verfassungsmässigkeit der Landesgesetze, weil 
der Reichsrath unmöglich für ein von ihm beschlossenes 
Gesetz die Regierung zur Verantwortung ziehen kann. 

In der Ministerverantwortlichkeit liegt also ein Schutz 
für die Einhaltung der Competenzgrenzen zwischen Reich 
und Land, ^s) Aber wie unzureichend ist derselbe ! 

Die Minister haften nur für Verfassungs- und Gesetzes- 
verletzungen, welche sie vorsätzlich oder aus grober Fahr- 
lässigkeit begangen haben. 8*) Nun kann aber beiCompetenz- 
zweifeln leicht eine solche Entscheidung bonaßde getroffen 
werden , welche dennoch mit den Principien der Verfas- 
sung in Widerspruch steht. Gegen solche Fälle ist die 
Ministerverantwortlichkeit ein ganz unzureichendes Schutz- 
mittel. Aber auch dort, wo dolus oder culpa vorliegen, 
wird nur bei einer sehr tiefgreifenden Verfassungs Verletzung 

»^) U Ibrich, Lehrbuch des österr. Staatsrechts, S. 386. 
«*) §. 2 des Gesetzes vom 25. Jali 1867, Nr. 101 B. Ö.B. 
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daran gedacht werden können, die Entscheidung des Staats- 
gerichtshofes anznrnfen. Denn eine Ministeranklage, die 
immer eine Staatskrise bedeutet , soll und kann nur bei 
den schwersten Fällen, wenn kein anderes Mittel ausreicht, 
von der Reichsvertretung erhoben werden. Aber selbst 
wenn man Anklage und Verurtheilung der Minister als 
gegeben annimmt, so ist damit durchaus noch nicht die 
Vernichtung des verfassungswidrigen Actes bewirkt. Kein 
österreichisches Gericht, also auch nicht der Staatsgerichts- 
hof , kann ein Gesetz für ungiltig erklären. Selbst die 
Verurtheilung des Ministers lässt also die Verfassungs- 
verletzung in formal juristischer Giltigkeit fortbestehen. s^) 
Die praktische Gefährlichkeit der geltenden Bestim- 
mungen ist sofort bei Berathung der neuen Verfassung 
im Herrenhause vom Freiherrn von Lichtenfels mit 
Worten erkannt worden, die heute wieder gelesen zu 
werden verdienen. Dieser hervorragende Staatsmann be- 
merkte nämlich sofort, dass das Schwergewicht der Ent- 
scheidungen über Competenzconflicte in Zukunft bei der 
Regierung liege. Er war fest überzeugt, dass das damalige 
Ministerium in seinen Entscheidungen die verfassungs- 
mässigen Grenzen einhalten würde. „Was aber wird ge- 
schehen, fuhr er fort , wenn Wechsel des Ministeriums 
eintreten , wenn ein Ministerium an die Stelle tritt , das 
mehr den nationalen Sonderbestrebungen und dadurch 
den Sonderbestrebungen der Länder Rechnung trägt? 
In diesem Falle ist die Gefahr naheliegend, dass auf 
Grundlage des Principes, dass die Competenz der Land- 
tage die Regel sei, diese Competenz der Landtage immer 
mehr erweitert und dadurch die Verbindung der Länder 

^^) A. M e n g e r a. a. 0. , S. 234 , Note 13, und ihm zustimmend 
Pfaff-Hofmann, Gommentar, I, S. 133, Note 31, behaupten die Nich- 
tigkeit der betreffenden verfassungswidrigen Rechtsnorm im Falle einer 
Verartheilnng d es Ministers durch den Staatsgerichtshof. Dagegen richtig 
U 1 b r i c h , Das Staatsrecht der österr.-ungar. Monarchie bei M a r- 
quardsen, Handbuch des öffentlichen Bechts der Gegenwart, lY, 
1, S. 96. 

3» 
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immer mehr gelockert werden wird, und der Reichsraih 
wird diesem zu steuern siclit yermogen, da die Entschei- 
dnng der Competenzconflicte der Regierang zukommt. ^^) 

Allerdings ging Freiherr ▼. Lichtenf eis zn weit, 
indem er ansschliesslich die R^erong zur Elntscheidang 
der Competenzconflicte far berufen erachtete. Wie schon 
erwähnt, können Beichsrath und Landtage aus Competenz- 
rncksichten Vorlagen ablehnen, und überdies kann der 
Reichsrath durch eine Resolution die Regierang bestimmen, 
der Reidisgesetzgebung zuzuweisen, was sie als in den 
Wirkungskreis der Landtage gehörig erachtet. Auch muss 
zur Ergänzung von dem unparteiischen hinzugefügt werden, 
dass bei einem centralistisch gesinnten Ministerium die 
GrefiAhr für die Rechtsstellung der Länder keine geringere 
ist , als bei einem autononüstischen für die des Reiches. 
Mit Zustimmung des Reichsrathes konnte jenes eben so 
leicht die verfassungsmässigen Rechte der Länder ver- 
letzen, wie dieses die Sphäre der Reichsgesetzgebung. 
Bei dem Wechsel der herrschenden Parteien, den wir in 
Oesterreich so oft erleben, liegt somit auch hier ein ver- 
fassungsrechtliches Problem vor, an dessen Losung alle 
Parteien ein gleichmässiges Interesse haben. 

Welche Verwimmg jedoch der heute geltende Rechts- 
zustand nach sich ziehen kann und schon nach sich zieht, 
das lehrt die Betrachtung der praktischen Lösung, welche 
Grerichts- und Verwaltungsbehörden dem Conflicte zwischen 
Reichs- und Landesgesetzen zu geben gezwungen sind. 
Da beiden Gattungen von Gesetzen die gleiche Rechts- 
kraft innewohnt, so gilt, wenn ein Reichs- nnd ein Landes- 
gesetz sich widersprechen und eine Harmonie mittelst 
der juristischen Interpretationskunst nicht herbeigeführt 
werden kann, nach bekannter Regel die Vorschrift des 
jüngeren Gesetzes. Solche Widersprüche werden aber 
namentlich in jenen Fällen leicht entstehen, wo der Reichs- 
gesetzgebnng die Feststellung von Grundsätzen, der Landes- 

'*) Die neue Gesetzgebung S. 227. 
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gesetzgebnng die näheren Anordnungen im ßahmen der 
allgemeinen Gesetze verfassungsmässig «') vorbehalten sind. 
Hier folgt nothwendig das Landesgesetz dem ßeichsgesetze 
zeitlich nach oder mindestens beginnt die Rechtskraft 
beider Gesetze gleichzeitig. Da nun herkömmlich das 
Landesgesetz die durch das Reich festgestellten Principien 
in sich aufnimmt und öfters sogar wiederholt, so ist bei 
dieser Reception die Gefahr einer Modification sehr nahe- 
liegend. 

Dass Modificationen eines Reichsgesetzes durch ein 
Landesgesetz möglich sind, zeigen die folgenden Fälle. 

Das Reichsgesetz über die Grundsätze des Unterrichts- 
Wesens bezüglich der Volksschule vom 14. Mai 1869, 
Nr. 62 R. G. B. , verordnet §. 59: „Die Verpflichtung 
zur Errichtung der Schulen regelt die Landesgesetz- 
gebung mit Festhaltung des Grundsatzes, dass eine Schule 
unter allen Umständen überall zu errichten sei, wo sich 
im Umkreise einer Stunde und nach einem fünfjährigen 
Durchschnitte mehr als vierzig Kinder befinden, welche 
eine über eine halbe Meile s®) entfernte Schule besuchen 
müssen. ** Diese Norm wurde in die Landesgesetze zur 
Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Besuches 
der öfifentUchen Volksschulen recipirt, jedoch trat an Stelle 
der Worte : „im Umkreise einer Stunde" die Bestimmung : 
> einer Ortschaft oder in mehreren im Umkreise einer 
Stunde gelegenen Ortschaften, Weilern oder Einschichten 
zusammen" — also eine authentische Literpretation des 


'^) Anders verhält es sich, wenn durch einfaches Beichsgesetz die 
Landesgesetzgebnng znr FeststeUnng specieller Normen delegirt wird, 
wie z. B. in den Gesetzen über das Wasserrecht und den Sanitätsdienst, 
wo es sich also nicht nm verfassungsmässige Competenzen handelt, da- 
her anch aaf dem Wege der Beichsgesetzgebnng allfällige Uebergriffe. 
der Landesgesetzgebnng abgewehrt werden köonen. Wo das Beich delegirt, 
entscheidet es selbstverständlich anch über den Umfang seiner Delegation. 

*^) Dorch die Novelle zum Beichsvolksschulgesetze ist die Distanz 
auf vier Eolometer festgesetzt worden. 
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Reiclisgesetzes durch die Landesgesetzgebung. Ferner ist 
die reichsgesetzliche Distanz von einer halben Meile in 
dem salzbnrgischen Landesgesetze in eine Stande ver- 
wandelt worden, während das mährische Gesetz statt „iocl 
Umkreise einer Stunde" „im Umkreise einer Wegstunde '^ 
sagt».««) 

So geringfügig auch diese Modificationen sind, so 
beweisen sie dennoch, dass selbst dort, wo die Beichs- 
gesetze imperative Normen für die Landesgesetzgebung 
aufstellen, keine Garantie vorhanden ist, dass das Reichs- 
gesetz wörtlich in's Landesgesetz aufgenommen wird. 
Um so grösser ist die Gefahr für das Reichsgesetz, wenn 
die Landesgesetzgebung eine Norm innerhalb der reichs- 
gesetzlichen Schranken aufstellt. Selbst die sorgsamste 
Redaction wird Widersprüche übersehen, und dem Richter 
und Verwaltungsbeamten bleibt es dann überlassen, eine 
nothdürftige Concordanz zwischen den divergirenden 
Normen herzustellen. 

Viel grösser jedoch ist die Unklarheit de lege ferenda. 
In vielen Punkten ist nämlich die Abgrenzung der beiden 
Competenzen eine so schwer erkennbare, dass nothwendig 
der betreffende Parteistandpunkt entscheidet, ob man 
gegebenen Falles die Grenze zu Gunsten des Reiches 
oder des Landes erblickt. Namentlich in zwei Punkten 
aber ist die Verworrenheit eine derartige, dass zwar die 
jeweilig herrschenden Parteien, selten jedoch die objective 
Rechtsordnung dabei gewinnen können. 

Der eine Punkt ist die Abgrenzung der Justizgesetz- 


^^) Vgl. die Gesefze und Vorschriften über das gesammte Volks- 
schnlwesen, Manz, Taschenausgabe der österr. Gesetze, Bd. XV, 2. Anfl., 
1877, S. 49, 50. Die Bemerkung daselbst, dass das Landesgesetz fär 
Krain, im unterschiede von allen anderen Ländern, an Stelle der halben 
Meile eine Meile gesetzt, ebenso dass Mähren wie Salzburg „eine 
Stunde** angegeben habe , ist unrichtig. Es ist bedauerlich , dass in 
dieser sich in der Praxis einer so grossen Autorität erfreuenden Sammlung 
eine solche irreführende Entstellung des Gesetzestextes möglich ist. 
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gebung des Keiches. §.11 lit.h^ weist dem Beichsrathe zu: 
„Die Strafjustiz und Polizeistraf-, sowie die Civilrechts- 
gesetzgebung, mit Ausschluss der Gesetzgebung über die 
innere Einrichtung der öffentlichen Bücher und über solche 
Gegenstände, welche auf Grund der Landesord- 
nungen und dieses Grundgesetzes in den 
Wirkungskreis der Landtage gehören, femer 
die Gesetzgebung über Handels- und Wechselreoht, See-, 
Berg- und Lehenrecht.** Durch diese Bestimmung sollte 
die Rechtseinheit des Reiches gewahrt bleiben unter Zu- 
lassung particularer Normen für Gegenstände von wesent- 
lich provinzieller Bedeutung. Sieht man aber näher zu, 
so ergibt sich , dass nur wenig Partien der Civil- und 
Strafgesetzgebung vorhanden sind, auf denen der Reichs- 
rath und die Landtage nicht gleichzeitig die Competenz 
beanspruchen können. „Auf Grund dieses Grundgesetzes** 
fallen alle nicht ausdrücklich dem Reichsrathe vorbehal- 
tenen Gegenstände in die Competenz der Landtage. So 
wurde jüngst von der Regierung aus Competenzrücksichten 
der Entwurf eines Fischereigesetzes zurückgezogen, — 
die Fischerei zähle nicht zu den namentlich angeführten 
Gegenständen der Reichsgesetzgebung und bilde über- 
dies einen Bestandtheil des Landesculturwesens. Die 
Gesetze über Fischerei enthalten aber nothwendig civil-, 
straf- und polizeistrafrechtliche Normen, können unter 
diesem Gesichtspunkte daher als den Landtagen entzogen 
betrachtet werden. Ebensogut wie die Fischerei könnte 
auch die Regelung des Erb- oder Pfandrechts ans- 
schliesslich für die Landesgesetzgebung beansprucht 
werden, denn auch von diesen Instituten ist in keiner litera 
des §.11 die Rede und auch sie stehen in Beziehungen zur 
Landescultur. Dass die Civilrechtsgesetzgebung auch 
die über den ganzen Civilprocess in sich fasse, lässt sich 
vom autonomistischen Standpunkte aus bestreiten, zumal 
wenn man auf die Thatsache hinweist, dass heute noch 
mehrere Processordnungen in den verschiedenen Krön- 
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ländem bestehen. ^^) In den Wirkungskreis der Landtage 
fallen die Anordnungen in Betreff der Landescultur. Eine 
den Ländem wohlwollende Interpretation könnte, wie schon 
der Commissionsbericht des Herrenhauses bei der Ver- 
fassungsberathung hervorgehoben hat, die ganze Agrar- 
gesetzgebung unter diesen Begriff bringen und somit 
das Schwergewicht des Immobiliarrechts vom Reichs- 
in^s Landesrecht verlegen. Auch bei Berathung dieser 
litera im Abgeordnetenhause wurde auf die Dehnbarkeit 
des Begriffes der Landescultur aufmerksam gemacht. Der 
Berichterstatter Dr. v. Kaiserfeld wies selbst darauf 
hin, dass es Landtage gegeben habe, die sich für incom- 
petent hielten, ein Gesetz über den Bestiftungs zwang zu 
erlassen, während Andere ein solches Gesetz ohne Anstand 
votirten ; von einer Gesindeordnung, welche zugleich Ver- 
träge, Strafen und andere Dinge enthalte, sei es sehr 
zweifelhaft, ob sie unter den Begriff „Landescultur" oder 
unter einen anderen Begriff zu subsumiren wäre, nach 
welchem sie etwa zur Competenz des Keichsrathes ge- 
hören würde.*') Der Abgeordnete Dr. v. Mühlfeld") 
deckte die Unklarheiten auf, welche in den Beziehungen 


^^) Nach U 1 b r i c h , Lehrbach , S. 338 , wäre die Civilprocess- 
gesetzgebang Sache des Reichsrathes , weil sie „ein Gesetz zar Dnrch- 
ftthruDg des Staatsgrandgesetzes Über die richterliche Gewalt'' sei, welches 
nach §.11 lit m (die bezogene lit, n kann 1. c. nar ein Drnckfehler 
sein) den Landtagen entzogen ist. Allein so einfach steht die Sache nicht. 
Ulbrich selbst hat sich S. 339 bezüglich der lit.m die Herbst'sche 
Auffassung zu eigen gemacht, dass ein zar Ansführang der Staatsgrand- 
gesetze zu erlassendes Gesetz ausdrücklich in dem betreffenden Staats- 
grundgesetz berufen sein müsse. In dem Staatsgrundgesetz über die 
richterliche Gewalt ist nun zwar von der Organisation und Competenz der 
Gerichte und von Oeffentlichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens, jedoch 
nirgends von einem Gesetze über den ganzen Oivilprocess ausdrücklich 
die Bede. Man wird vielmehr annehmen müssen , dass die Civilrechts- 
gesetzgebung auch die Gesetzgebung über die Verwirklichung des Givil- 
rechts durch den Richter in sich schliesse. 

«^) Die neue Gesetzgebung, S. 202. 

") Ebenda S. 197. 
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der Landescultar zur Strafgesetzgebung liegen. Es sei 
nicht zu zweifeln, dass Feld- und Banmfrüchte zur Landes- 
cultur gehören. Es habe aber das Strafgesetz die Be- 
stimmungen zum Schutze derselben getroffen, die nun der 
Landesgesetzgebung anheimfallen würden. ^^) Ebenso müsse 
die Bestrafung der Handlung der boshaften Beschädigung, 
welche sich auf Anlagen bezieht, die theils zur Bewässe- 
rung, theils zur Entwässerung dienen, aus der Reichs- 
gesetzgebung ausgeschieden werden. **) 

Andererseits können aber auch Angelegenheiten, 
welche unzweifelhaft zur Landescultur gehören, für die 
reichsräthliche Competenz beansprucht werden , insofern 
sie mit Normen in Zusammenhang stehen, die der Fest- 
setzung durch die Landtage entzogen sind. So sind die Be- 
stimmungen über den Schutz der Bodencultur gegen Baupen- 
schäden und Maikäfer durch Landesgesetze geregelt**^), 
die Massregeln zum Schutze der Weingärten gegen die 
Reblaus jedoch durch das Reichsgesetz vom 3. April 1875, 
Nr. 61 R.Gr. B., getroffen worden, weil in demselben obrig- 
keitliehe Eingriffe in das Privateigenthum angeordnet 
sind, welche nach §.11 lit. n des Staatsgrundgesetzes über 
die Reichsvertretung im Zusammenhang mit §. 4 des 
Staatsgrundgesetzes über die allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger in die reichsräthliche Competenz fallen. Wie 
weit in solchen complicirten Fällen das Recht der beiden 
Gesetzgebungen reicht, ist eine nicht leicht zu beant- 
wortende Frage. 

Der zweite Punkt ist die Regelung der Gemeinde- 
angelegenheiten. Nach den Landesordnungen standen den 

^^) Factisch sind nur Polizeistrafen in den bezüglichen Landes- 
gesetzen fixirt worden. Vgl. (Jlbrich, Lehrbacb; S. 542. 

^) Anf Grund des §.27 des Gesetzes über das Wasserrecbt vom 
30. Mai 1869, Nr. 93 B. G. B., sind ebenfalls Polizeistrafen in dieser 
Materie durch die Landesgesetzgebnng festgesetzt worden, wogegen die 
criminellen Bestimmungen gegenwärtig als der Strafgesetzgebung ange- 
hörig betrachtet werden. 

") ülbrich, Lehrbuch, S.541, 542. 
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Landtagen urspranglicli nur die nSheren Anordnungen 
innerhalb der allgemeinen GresetEe über Gemeindeange- 
legenheiten zu. Durch die Yerfassungsandernng von 1867 
ist, da die Gemeindeangelegenheiten nicht unter die na- 
mentlich aufgezahlten Gegenstände der Beichsgesetzgebung 
gehören, das G^meindewesen principiell der Landesgesetz- 
gebnng zugewiesen worden. Dem Beichsrathe ist jedoch 
durch §. 11 lü. g die Gesetzgebung über Staatsbürger- 
und fieimatsrecht , über Fremdenpolizei und Passwesen, 
sowie über Volkszahlung vorbehalten worden. Nun greift 
die Ordnung dieser Gegenstande — namentlich des Heimats* 
rechts — nothwendigerweise hinüber in die Ordnung der 
Gemeindeangelegenheiten, und es ist gegebenen Falles 
sehr zweifelhaft, wie die Grenze zu ziehen sei. Das Armen- 
wesen z. B. ist eine der wichtigsten, die Rechte der Ge- 
meinde und den Gemeindehaushalt betreffenden Angelegen- 
heiten. Die Ordnung desselben hängt aber eng mit der 
Ordnung des Heimatsrechts zusammen. Wo aber hier die 
Gompetenz des Reiches aufhört, die des Landes anfangt, 
lässt sich, je nachdem man die Rechte des Reiches oder 
die der Länder in den Vordergrund zu stellen gewohnt 
ist, verschieden bestimmen. In den eigenen Wirkungskreis 
der Gemeinde gehört die Localpolizei nach ihren wich- 
tigsten Richtungen, als Strassen-, Fluren-, Lebensmittel-, 
Gesundheits-, Gesinde-, Arbeiter-, Sittlichkeits-, Armen-, 
Bau- und Feuerpolizei. Man sollte meinen, dass damit 
im Zusammenhange mit §.11 lit. k des Staatsgrundgesetzes 
über die Reichsvertretung die ganze Gesetzgebung über 
diese Gegenstände der Polizei den Ländern zugewiesen 
sei. Dem Reiche ist jedoch principiell die Polizeistraf- 
gesetzgebung vorbehalten und diese würde auf ein Mini- 
mum reducirt werden müssen, wenn die Normen für die 
Localpolizei ausschliesslich Sache der Länder wären. Die 
Regelung des selbständigen und übertragenen Wirkungs- 
kreises der Gemeinden nach der Verfassungsänderung von 
1867 gehört zu den schwierigsten Competenzfragen. Der 
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Competenzconflict lauert hier hinter jedem Gesetzentwurfe. 
Determinationen des selbständigen und übertragenen Wir- 
kungskreises der G-emeinden sind factisch auch während 
der Herrschaft der Decemberverfassung durch Reichs- 
gesetze vorgenommen worden ^ wie z. B. in §§. 3 und 4 
des Gesetzes über das Sanitätswesen vom 30. April 1870, 
Nr. 68 ß. G. B., wofür §.11 Zä. /welcher die Medicinal- 
gesetzgebung für Reichssache erklärt, die B.echtfertigung 
enthält. Darin liegt aber eben die grosse Schwierigkeit der 
Competenzbestimmung , dass es hier fast keinen Gegen- 
stand gibt, der nicht unter dem einen Gesichtspunkte 
dem reichsräthlichen, unter einem anderen dem landtäg- 
lichen Wirkungskreise zuertheilt werden kann. 

Eine eingehendere Untersuchung der Landesord- 
nungen im Zusammenhalt mit den §§. 11 und 12 des Grund- 
gesetzes über die Keichsvertretung würde ergeben, dass 
auch in anderen Zweigen der Gesetzgebung Grenzstreitig- 
keiten sehr leicht entstehen können. An dieser Stelle aber 
sei nur noch ein Moment hervorgehoben, dessen Bedeutung 
für die Competenzfrage schwer in's Gewicht fällt. 

Das österreichische Staatsrecht kennt nicht wie das 
englische das stricte Verbot der ^tacked lills^. Das Finanz- 
gesetz allerdings wird ohne daran geknüpfte Bedingungen 
bewilligt. Bei der Gewährung ausseretatsmässiger Credite 
konmit es jedoch vor, dass mit der Bewilligung der Gelder 
eine materielle Gesetzgebung über den Gegenstand der 
Bewilligung selbst ausgeübt wird. Nun kann es bei der 
eigenthümlichen Construction des österreichischen Staats- 
rechts geschehen, dass dem Lande die Gesetzgebung über 
Institutionen zusteht, deren Kosten vom Beiche zu tragen 
sind. Das Keich kann aber durch materielle Bestimmungen, 
die der Bewilligung der Kosten angefügt werden, seiner- 
seits die Gesetzgebung in solchen Angelegenheiten an 
sich ziehen, so dass eine neue Schwierigkeit der Grenz- 
regulirung zwischen Reichs- und Landesgesetzgebung ent- 
steht. So ergibt sich aus §, 11 Ht.i^ der nur die Gesetz- 
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gebong über die Universitäten dem Beichsrathe vorbehält, 
dasB alle anderen, wie immer gearteten Hochschalen, ob 
sie nun ans Reichsmitteln erhalten werden oder nicht, 
der Normimng dnrch die Landesgesetzgebnng anheim- 
fallen. Die Gesetzgebung über die in Wien errichtete 
Hochschule für Bodencnltnr gehört somit in das Ressort 
des niederösterreichischen Landtags. Nun ist diese Hoch- 
schule auf Grund des Reichsgesetzes vom 3. April 1882, 
Nr. 46 R. G. £., durch welches die Kosten zur Errich- 
tung dieser Anstalt bewilligt wurden, errichtet worden. 
Im Texte dieses Gesetzes finden sich aber Bestimmungen 
über die Zahl der Lehrkanzeln, die Qualification der Hörer, 
die Bezüge und den Rang der Professoren. Die näheren 
Ausführangen sind jedoch ausschliesslich im Verordnungs- 
wege ergangen, so dass der Landesgesetzgebung bezüg- 
lich dieser Hochschule nichts übrig geblieben ist. *^) So sehr 
es auch der Natur der Verhältnisse widerstreitet , wenn 
der Vertretungskörper, der die Mittel bewilligt, die Gesetz- 
gebung über die Verwendung dieser Mittel einem Anderen 
überlassen muss, so ist doch de lege lata selbst eine Um- 
gehung einer durch die Verfassung eingeführten Iniquität 
als verfassungswidrig zu bezeichnen. Zum Mindesten muss 
jeder unparteiische Kenner des österreichischen Verfassongs- 
rechtes hier eine Competenzvertheilung verlangen, welche 
die Rechte des einen Theiles nicht gänzlich ignorirt. 

Die unklare Competenzabgrenzung des Reichsrathes 
hat überhaupt eine bedenkliche Consequenz für das con- 
stitutionelle System in Oesterreich, wie noch schliesslich 
hervorgehoben werden muss. Die Eingangsworte des §.11 
weisen der Sphäre des Reichsrathes zu alle gemeinsamen 


««) Einen ähnlichen Fall bietet das Gesetz vom 17. März 1872, 
Nr. 27 B. G. B. dar , womit die Gehalte , Qaartiergelder nnd der Bang 
der Professoren an den vom Staate erhaltenen technischen Hochschulen, 
sowie anderer Lehranstalten festgestellt werden. Bezüglich der tech- 
nischen Hochschnlen ist jedoch das Gesetzgebongsrecht der Landtage 
in manchen Fällen anerkannt worden. 
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Angelegenheiten der Königreiche und Länder. Wenn nun 
eine nach Ansicht der Begiernng gemeinsame Angelegen- 
heit zu ordnen ist, welche nicht in den literia a — o des 
§.11 aufgezählt ist, so wird die Begiernng sie dennoch 
nicht der landtäglichen Competenz unterwerfen, sondern 
sie einfach auf dem Verordnungswege regeln. Der §.11 
lässt nämlich eine Auslegung zu, an die seine Verfasser 
gewiss nicht gedacht haben. Er kann nämlich auch auf- 
gefasst werden als eine Abgrenzung der Gesetzgebung 
von der Vollziehung. Darnach würden alle nicht aus- 
drücklich dem Beichsrathe zugewiesenen „Angelegenheiten, 
welche sich auf Bechte, Pflichten und Interessen beziehen, 
die allen im Beichsrathe vertretenen Königreichen und 
Ländern gemeinsam sind", als der Begelung durch die 
Verordnungsgewalt der Begiernng unterworfen gedacht 
werden. So wenig auch eine solche Interpretation in den 
meisten Fällen einer strengen juristischen Prüfung Stand 
hält, ist sie dennoch in die Praxis eingeführt worden. Man 
braucht nur einige Jahrgänge des Beichsgesetzblattes zu 
durchblättern, um sich davon zu überzeugen. *') 

Völlige Klarheit könnte in diese verwickelten Ver- 
hältnisse nur durch eine tiefgreifende Verfassungsänderung 
gebracht werden: durch eine schärfere und aufrichtigere 
Ausprägung der Grenzlinien beider Gesetzgebungsgebiete, 
durch die neuerliche Anerkennung des aus der Natur ded 
Staates fliedsenden Satzes, dass im Zweifel die Vermuthung 
für die Competenz des Beichsrathes streitet, durch die 
Feststellung des Vorzugs der Beichsgesetze vor den Landes- 
gesetzen. Eine Verfassungsreform in dieser Bichtung steht 

*^) So sind z. B. ganze Kategorien von Lehranstalten nnd Insti- 
tuten, die nicht durch Beichsgesetze normirt werden können und nach 
Ansicht der Regierung nicht durch Landesgesetze normirt werden sollen, 
auf dem Verordnungswege geschaffen worden , z. B. die Bergakademien 
(Statut vom 15. October 1875, Nr. 135 B. G. B.), die Akademie der bil- 
denden Künste (Statut vom 25. August 1872, Nr. 135 B. G. B.), die öno- 
logische und pomologische Lehranstalt in Klostemeuburg (Statut vom 
11. Juni 1874, Nr. 95 B, G. B.). 
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aber heute in schrofPem Widerspruch zu den von der 
Beichsrathsmajorität gehegten Tendenzen. Auch die näch- 
sten Wahlen werden schwerlich eine Verschiebung der 
Parteien zu Gunsten einer stärkeren Betonung des Reichs - 
gedankens bringen. Wer daher nicht nur gutgemeinte 
Vorschläge machen, sondern auch mit den hart im Saume 
sich stossenden Sachen rechnen will, der muss gestehen, 
dass staatsrechtliche Bedenken allein niemals die Vertreter 
der Landesautonomie im Beichsrathe zur Verzichtleistung 
auf die Nebenordnung der Länder zum B eiche bewegen 
werden. Selbst die klare Erkenntniss, dass in Bundes- 
staaten eine viel grössere Selbständigkeit der Gliedstaaten 
mit der Unterordnung unter die Centralgewalt und dem 
Vorzug der Bundes- vor den Staatengesetzen vorhanden 
ist, als in den österreichischen Kronländem mit allen 
fiechtsvermuthungen für ihre Coinpetenz und mit ihren 
den Reichsgesetzen ebenbürtigen Landesgesetzen, würde 
die Reichsrathsmajorität schwerlich dazu drängen, die 
IJeberordnung der Reichsgesetzgebung über die Landes- 
gesetzgebung anzuerkennen. Li diesem Punkte dürfte 
die Theorie des Föderalismus unter ihren österreichischen 
Anhängern wenig Freunde zählen. 

Ein künftiger Historiker wird es vielleicht tadeln, 
dass die Decemberverfassung der Institution des durch 
die Februarverfassung geschaffenen Staatsrathes ein jähes 
Ende bereitete, anstatt denselben zu reformiren und in 
den constitutionellen Organismus einzugliedern. So schwere 
Bedenken auch gegen eine, wenn auch nur consultative 
Voten über Gesetzesvorlagen abgebende, aber immerhin 
unverantwortliche Körperschaft neben dem Ministerium 
erhoben werden können, so ist dennoch in einem Staate, 
wo die Parteien sich der Gesetzgebung bemächtigen und 
daher mit den Regierungen auch ganze Reihen von Ge- 
setzen zu wechseln pflegen, ein retardirendes, conservatives 
Element im legislativen Processe von grosser Wichtigkeit. 
Das zeigt Frankreich, welches seit dem Consulat durch 
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alle Verfassungsänderungen hindurch bis zur dritten Re- 
publik den conseil d'4tat in seinen consultativen Functionen 
in Gesetzgebungssachen sich bewahrt hat. ^^) 

Einem solchen Staatsrathe hätte die Entscheidung 
der Competenzconfliete zwischen Reich und Land wohl 
zugewiesen werden können, wenn seine Zusammensetzung 
nur einigermassen die G-arantie seiner Unparteilichkeit 
gegeben hätte. Geschäftskenntniss, Vertrautheit mit den 
Bedürfnissen des Reiches und der Länder, verbunden mit 
der Stetigkeit in seinen Beschlüssen, hätte einen dem Partei- 
getriebe nach Möglichkeit entrückten Staatsrath vorzugs- 
weise zur Stellung eines Gerichtshofes für diese eminent 
wichtige Angelegenheit des öffentlichen Rechts geeignet. 

Allein die Restauration des Staatsrathes hat wenig 
Aussicht , in Oesterreich jemals verwirklicht zu werden. 
Es ist nicht anzunehmen, dass die herrschenden parla- 
mentarischen Parteien einem Vorschlage zustimmen werden, 
der ihrem Bestreben, die Gesetzgebung ausschliesslich nach 
ihren Wünschen und Zielen einzurichten, lästige Fesseln 
auferlegen würde. Der Regierung könnte zwar die Reacti- 
virung des Staatsrathes nicht ganz unwillkommen sein, 
denn ihre Action würde dadurch unabhängiger von den 
drängenden Wünschen der Fractionen, die nur durch 
stete legislatorische Concessionen der Regierungspolitik 
dienstbar erhalten bleiben. Ein ausserparlamentarischer 
Staatsrath wird eben das Staatsinteresse in der Regel 


*^) Die neuesten Bestimmangen über ihn sind enthalten im Gesetz 
vom 24* Mai 1872, wonach er sein Gutachten abzageben hat über der 
parlamentarischen Initiative entsprungene Gesetzentwürfe, welche ihm 
von den Kammern vorgelegt werden, über Begierangsvorlagen in Gesetz- 
gebungssachen, welche ihm durch Decret überwiesen werden , über alle 
Entwürfe von Decreten und Fragen, welche ihm vom Präsidenten der 
Republik oder den Ministern überwiesen werden , endlich m u s s sein 
Gutachten eingeholt werden über alle Verordnungen, die Yerwaltungs- 
reglements (rhglements d^administration publique et dicrets rendua en 
forme de rhglements) in sich schliessen. Vgl. HÜiSj Les constitutians de 
la france p. 1386. 
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hoher stellen als das Parteiinteresse. Aber gerade deshalb 
würde er an den Parteien seinen heftigsten Gegner finden. 

Wenn aber weder eine Aendemng in der Abgrenzung 
der Competenz zwischen Reichs- nnd Landesgesetzgebung, 
noch ein Staatsrath in der Sphäre des Erreichbaren liegen, 
so bleibt nnr ein Weg znr Schaffung von Garantien be- 
züglich der Einhaltung der Grenzen zwischen den beiden 
Gesetzgebungen übrig — derselbe, den wir bereits in 
dem vorigen Capitel kennen gelernt haben : die Einsetzung 
einer richterlichen Instanz, welche im Verlaufe des Ent* 
stehungsprocesses des Gesetzes ihr Urtheil über die Ver- 
fassungsmässigkeit desselben abzugeben hat. 

Dass gerade in diesen Angelegenheiten der Richter 
die geeignete Person ist, um die Entscheidung zu treffen, 
ist ebenso klar, wie in den früher erörterten Fällen. Es 
handelt sich hier immer um die Subsumirung eines con- 
creten Falles unter bestehende Regeln des Verfassungs- 
rechtes, nie um eine Neuschöpfung von Rechtssätzen — 
und die Rechtssprechung wird am besten vom Richter 
vollzogen. Eine sorgfältige Erörterung dieser Streitfragen 
kann nur vorgenommen werden, wenn man mit dem Bau 
unseres Rechtssystemes, mit der Entwickelung der Reehts- 
gedanken in unserem Staate innig vertraut ist. Nicht 
die wechselnden Parteianschauungen und die wechselnden 
Ziele der Ministerien sollen die Entscheidung geben in 
Fällen, wo das bestehende Recht zum Ausdruck gelangen 
soll. Jedenfalls muss zugegeben werden, dass der Richter 
viel unbefangener ist, als das Ministerium, dem heute 
der Hauptantheil an der Judicatur der Competenzstreitig- 
keiten zwischen Reich und Land zufällt. 

Ein solcher Gerichtshof hätte nun nicht etwa in 
der Weise zu fungiren, dass er jeden Gesetzentwurf auf 
die Competenzfrage hin zu prüfen hätte, denn damit 
wäre in gewissem Sinne der Staatsrath , dessen Reacti- 
virung ich für unmöglich halte, wieder eingeführt. Nur 
auf die erhobene Einwendung der Incompetenz des 
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betreffenden Vertretungskörpers hätte er sein Urtheil 
abzugeben. Das Princip: Wo kein Kläger, da kein 
Richter, hätte auch für ihn in Anwendung zu kommen. 
Dadurch allerdings wird die Macht des Schutzes, der 
der Verfassung zu Theil werden soll, verringert. Die 
Fälle, in denen ohne Widerspruch von Regierung und 
Reichs- oder Landesvertretung für eine ungehörige Com- 
petenz entschieden wird, oder eine Disharmonie zwischen 
Reichs- und Landesgesetz von den betreffenden Organen 
übersehen wird , sind auch dann keiner Correctur unter- 
worfen. Allein hier mag man sich mit dem pra^or minima 
non curat zufrieden geben. Wenn man nicht Alles er- 
reichen kanU; muss man sich mit dem Erreichbaren be- 
gnügen. Es wäre jedenfalls dafür gesorgt, dass im Falle 
eines offenbaren Verfassungsconflictes eine Instanz vor- 
handen wäre, deren Urtheil mit grösserer Ruhe ent- 
gegengesehen werden könnte als dem der heute entschei- 
denden Factoren. 

Die Legitimation zur Erhebung des Conflicts müsste 
sowohl den Vertretungskörpern, als der Regierung zu- 
stehen. Der Regierung, wenn sie Zweifel über die 
Competenz bezüglich eines bereits eingebrachten Ent- 
wurfes hegt, oder wenn sie durch eine Resolution zur 
Einbringung einer Vorlage aufgefordert wird, oder endlich 
wenn sie Competenzbedenken gegen ein aus der Initiative 
der Vertretungskörper hervorgehendes Gesetz hat. Die 
Entscheidung des Competenzgerichtes würde die Regierung 
natürlich jeder weiteren Verantwortlichkeit für die Ver- 
fassungsmässigkeit ihres Vorgehens in der betreffenden 
Angelegenheit entheben und schon aus diesem Grunde 
müsste ihr die Einsetzung eines solchen Gerichtes will- 
kommen sein. Sie würde der schweren Verantwortlichkeit 
in einem wichtigen Punkte entlastet werden, ein nicht zu 
unterschätzender Vortheil in einem Staate, wo so oft 
parlamentarische Ansinnen kleiner Geschenke für die 
Ländercompetenz gestellt werden. 

Jellinek, Yerfusangsgerichtshof. 4 
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Im Reichsrathe miisste einer Minorität, nnd zwar 
einer nicht zu geringen, nm Chikanen zu vermeiden, nnd 
einer nicht zu grossen, um das Schutzmittel nicht illa- 
soriscfa zu machen, die Erhebung des Conflictes zustehen. 
Etwa die Zahl von vierzig Mitgliedern im Abgeordneten-, 
von zwanzig im Herrenhause, dieselbe Zahl, welche znr 
Stellung des Antrages auf eine Ministeranklage erforder- 
lich ist, wäre als Minimum für die Provoeation einer 
richterlichen Entscheidung festzusetzen. Der Conflict 
könnte erhoben werden: 

1. Wenn die Regierung aus Competenzrücksichten 
die Einbringung eines Entwurfes verweigert, einen solchen 
zurückzieht, einem aus parlamentarischer Initiative her- 
vorgehenden Antrage entgegentritt; 

3. wenn die landtägliche Competenz von Mitgliedern 
des Reichsrathes behauptet wird; 

3. wenn in dem unmittelbar vorhergehenden Sitzungs- 
abschnitte der Landtage in einem solchen ein Beschluss 
gefasst wurde, der als competenz widrig erscheint. 

Es müsste die Sanction der Landesgesetze selbstver- 
ständlich bis zum Wiederzusammentritt des Reichsrathes 
verschoben und ein gesetzlicher Termin — etwa die ersten 
2 — 4 Wochen nach dem Zusammentreten — zur Einbrin- 
gung von Competenzbeschwerden festgesetzt werden. Man 
darf sich hier nicht auf den bureaukratischen Standpunkt 
stellen, der erklärt : quod non in actis non in mundo. Der 
Reichsrath erfährt zwar in der Regel officiell nichts von 
den Landtagsbeschlüssen, dieselben werden jedoch öffent- 
lich gefasst und kommen jedenfalls zur Kenntniss einer 
grossen Anzahl von Reichsrathsmitgliedern , so da$s das 
nöthige Material auch ohne eigentliche Vorlage den Mit- 
gliedern der Reichs Vertretung wohl bekannt sein würde. 

Drittens müsste den Landtagen, beziehentlich einer 
durch die Landesordnung.en zu bezeichnenden, den spe- 
ciellen Verhältnissen angepassten Minorität das Recht 
zur Erhebung des Conflictes zustehen, und zwar: 
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1. Wenn die Regierung in den oben beim Reiehs- 
rathe angeführten Fällen die landtägliehe Competenz 
bestreitet ; 

2. wenn die betreffende Anzahl Landtagsmitglieder 
die landtägliche Competenz in der betreffenden Sache 
negirt. 

Die Erhebung des Conflictes durch die Landtage 
für den Fall, dass die Unzuständigkeit des Reichsrathes 
in einer dort eingebrachten Angelegenheit behauptet wird, 
erscheint nicht thunlich und ist auch überflüssig durch 
die dem Reichsrathe einzuräumende Befugniss, für die 
landtägliche Competenz einzutreten. Es ist zweifelsohne 
in beiden Häusern des Reichsrathes stets eine genügende 
Anzahl Mitglieder vorhanden, die gegebenen Falles die 
Rechte der Länder zu wahren bereit sind. 


4* 


VI. 


Das Beichsgericht als Verfassangsgerichtshof. 


Wenn es feststeht, dass die erörterten richterlichen 
Functionen der Vertretungskörper von diesen loszulösen 
und einer richterlich organisirten Behörde zu übertragen 
sind, so fragt es sich schliesslich, ob neue Gerichtshöfe 
zur Schlichtung dieser Angelegenheiten zu schaflPen oder 
einer der bereits bestehenden damit zu betrauen sei. 

Eines der obersten Principien der modernen Behörden- 
organisation ist im Gegensatze zu der willkürlichen 
Aemterverfassung der ständischen Epoche die ökonomi- 
sche Verth eilung der richterlichen und Verwaltungs- 
aufgaben, derart, dass ohne zwingende Nothwendigkeit 
kein neuer Organismus geschaffen wird. Wenn Functionen 
gleichartiger Natur bereits von bestehenden Behörden 
besorgt werden , so muss ein triftiger Grund vorhanden 
sein, um neu hinzukommende einer besonderen Instanz 
zuzuweisen. 

Wenn wir die österreichischen Gerichte überblicken, 
so finden wir, dass an selbständigen inappellabeln 
Gerichtshöfen wahrlich kein Mangel ist. Neben dem 
obersten Gerichts- und Cassationshof, dem obersten 
Gefällsgericht und dem oberstem Militärjustizsenate 
fungiren als Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts der 
Staatsgerichtshof, das Reichsgericht, der Verwaltungs- 
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gerichtshof und überdies ein von Fall zu Fall zusammen- 
zusetzender Gerichtshof zur Entscheidung von Competenz- 
conflicten zwischen ßeichsgericht und Verwaltungs- 
gerichtshof. Die einfachsten Rücksichten der organi- 
satorischen Oekonomie gebieten es , nur wenn die vor- 
handenen Instanzen sich als durchaus untauglich erweisen 
sollten, diesen sieben coordinirten höchsten Gerichts- 
höfen einen achten hinzuzufügen. 

Unter den aufgezählten Gerichten können jedoch 
a priori hier nur Staatsgerichtshof und Reichsgericht 
in Betracht kommen. Die anderen sind mit besoldeten 
Berufsbeamten besetzt, denen nicht jenes hohe Mass von 
Unabhängigkeit gegenüber der Regierung zukommt, wie 
es Mitglieder eines Verfassungsgerichtes besitzen müssen. 

Der Staatsgerichtshof, einige Monate vor den Ver- 
fassungsänderungen vom 21. December 1867 eingesetzt, 
hätte , wenn das Ministerverantwortlichkeitsgesetz zur 
selben Zeit wie die Grundgesetze beschlossen worden 
wäre, schwerlich eine selbständige Existenz gewonnen. 
Neben dem Reichsgerichte hat er weder eine logische 
noch historische Berechligung, wie sich später zeigen 
wird. Und was seine Organisation anbelangt, so verletzt 
sie in entschiedener Weise die Principien , nach denen im 
Rechtsstaate die Gerichte gebildet werden sollen. Die 
Richter sind nur für die Dauer von sechs Jahren — die 
Sessionsdauer — vom Reichsrathe gewählt. Damit ist 
das die Unabhängigkeit des Richters wahrende Princip 
der Lebenslänglichkeit des Richteramtes unbeachtet ge- 
blieben. Wenn auch die Richter nicht dem Reichsrathe 
angehören dürfen, so ergibt sich doch leicht, dass nur 
Parteigänger der herrschenden Majorität in dieses Gericht 
entsendet werden, so dass der Staatsgerichtshof nicht eine 
unparteiische Autorität ist, sondern — die Verschiebunejen 
abgerechnet, die durch eine Auflösung des Abgeordneten- 
hauses sich ergeben — die politischen Anschauungen der 
jeweiligen Reichsrathsmajorität ziemlich getreu wieder- 
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spiegelt. Der Staatsgerichtshof erscheint sonach nicht zam 
Verfassungsgerichtfifhof für die oben erörterten Fälle 
geeignet. 

Es bleibt demnach nur das Reichsgericht. Und in 
der That, wenn man die Entstehungsgeschichte dieses 
Grerichtes und seine heutige Competenz untersucht, so kann 
es nicht zweifelhaft sein, dass es allein unter den heute 
bestehenden Gerichtshöfen für die Functionen eines Ver- 
fassungsgerichtes geeignet ist. 

Der Bericht des Verfassungsausschusses des Abge- 
ordnetenhauses über den Entwurf des Staatsgrundgesetzes 
über die Einsetzung eines ßeichsgerichtes wies auf die 
Nothwendigkeit der Errichtung eines Organes hin, „das, 
unabhängig von fremden Einflüssen, nach freier Ueber- 
zeugung das Recht gerade dort zur Geltung bringt, wo 
es durch die üebermacht administrativer Einflüsse und 
staatlicher Nützlichkeitsrücksichten in seiner Durch- 
führung bedroht erscheint". Der Bericht berührt hierauf 
die verschiedenen Versuche, welche in anderen Staaten 
und in Oesterreich mit der Errichtung solcher Instanzen 
gemacht wurden, die ausserhalb Oesterreichs bereits viel- 
fach zu bleibenden Institutionen geführt haben. Als solche 
Institute werden bezeichnet: das Obergericht der Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika, das schweizerische 
Bundesgericht, das Reichsgericht im alten deutschen 
Reiche, die Austrägalinstanz und das Bundesschiedsgericht 
im deutschen Bunde, das Reichsgericht in der deutschen 
Reichsverfassung von 1848, endlich das Reichsgericht des 
Kremsierer Verfassungsentwurfes und der österreichischen 
Verfassung vom 4. März 1849. **) \ 

Den meisten der angeführten Institutionen nun 
stand oder steht eine Verfassungsgerichfeüarkeit in ähn- 
lichem Sinne zu, wie hier erörtert wurde. Es verlohnt 
sich, einen Blick auf die Natur derselben zu werfen, weil 
dadurch der Nachweis geliefert wird, dass der Ideenkreis, 


49 


) Die neue Gesetzgebnng; S. 899. 
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aus dem das Reichsgericht entsprungen ist, auch die 
Gerichtsbarkeit über legislative Competenzen umfasst. 

1. Die Unionsverfassung ist bekanntlich auf dem 
Principe der völligen Gleichheit und Unabhängigkeit der 
Gewalten aufgebaut. Die richterliche Gewalt steht dem- 
nach selbständig neben der legislativen und executiven. 
Dadurch ist die Bedeutung der Unionsgerichte und in 
erster Linie des Unionsobergerichtes eine viel hervor- 
ragendere als die irgend eines Gerichtshofes irgend eines 
anderen Staates , zumal es allein über seine Competenz 
gegenüber den beiden anderen Gewalten zu entscheiden 
hat. Das Obergericht wird als der höchste Interpret der 
Verfassung sowohl der Union als der Einzelstaaten in 
deren Beziehung zur Unionsverfassung betrachtet. Der 
berühmte Commentator der Unionsverfassung, Joseph 
Story^oj, erklärt, dass das Obergericht stets die Gewalt 
der endgiltigen Interpretation ausgeübt habe, nicht nur 
in Beziehung auf die Verfassung und Gesetze der Union, 
sondern auch in Beziehung auf die Handlungen der 
Staaten, deren Verfassungen und Gesetze, insofern sie 
die Verfassung, Gesetze und Verträge der Union berühr- 
ten, »i) Auch über die Beobachtung der verfassungs- 
mässigen Formen beim Zustandekommen der Gesetze steht 
ihm ein Urtheil zu, namentlich weil die erschwerenden 


*®) Commmtaries on the Constitution of the United States, 4'* ed, 
ivith notes and additions hy Th. Cooley. Boston 1873. 

'°^) The Supt'eme Court has constantly exercised this potver of 
ßnal interpretation in relation not only to the Constitution and laws 
of the Union, hut in relation to State acts and State constitutions and 
laics , so far as they affected the Constitution and laws and treaties of 
the United States. §. 391 j Vol. I, p. 280. The universal sense of America 
has decidedy that, in the last ressorty the judiciary must decide upon 
the Constitution ality of the acts and laws of the general and State 
governments , so far as they are capahle af heing made the suhject of 
judicial controversy, §. 1576, Vol. II, p, 381. Vgl. hierzu die interessante, 
in der Note ). c. angeführte Begründung des Obergerichts in der Sache 
Marburg von M a d i s o n. 
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Formen für verfassungsändernde Gesetze in der Union 
nicht zu den intemü des Congresses zählen, indem ent- 
weder der Beschluss einer eigens hierzu berufenen Con- 
vention oder die Zustimmung von dreiviertel der Legis- 
laturen der Gliedstaaten zu einem Yerfassungsgesetze 
nothwendig ist. Das Gericht soll die Verfassung und die 
Elemente des Bundesstaates : Volk und Gliedstaaten, auch 
schützen vor Uebergrifien des nur mit delegirter Macht 
ausgerüsteten Congresses. Das Obergericht kann ferner 
jede Streitsache an sich ziehen, wenn die Giltigkeit eines 
von einem Staate ausgegangenen Gesetzes oder einer im 
Namen des Staates gehandhabten Befugniss, gestützt auf 
den Inhalt der Verfassung, Gesetze oder Verträge der 
Union, in Frage gestellt und bejaht worden ist, und 
ebenso, wenn über die Auslegung einer Vorschrift der 
Verfassung oder eines Gesetzes oder eines Staatsvertrages 
der Union oder einer von ihr ausgegangenen Vollmacht 
gestritten wurde und der Entscheid gegen das Bestehen 
des aus dieser Vorschrift hergeleiteten Rechts ausgefallen 
ist. *2) Durch diese Bestimmungen im Verein mit dem 
Verfassungsgesetze, dass die Constitution der Vereinigten 
Staaten das höchste Landesgesetz ist, hat das Obergericht 
den Charakter eines Verfassungsgerichtes inunbeschränktem 
Sinne. In keinem zweiten Staate sind die Gesetze in so 
weitgehender Weise der richterlichen Prüfung auf ihre 
Verfassungsmässigkeit unterworfen. Allerdings kann bei der 
strengen Durchführung des Princips der Gewaltentheilung 
in der Union das Gericht keinen Act der Gesetzgebung 
für ungiltig erklären , es kann nur dem Gesetze die 
Anwendbarkeit auf die ihm vorgelegten Fälle absprechen, 
das Gesetz ist zwar vorhanden, aber ^void^, d. h. un- 
wirksam, was praktisch allerdings seiner Vernichtung 
gleichkommt. *^) Die so weitgehenden Befugnisse des Ober- 

^^) Vgl. Büttimanii; Das nordamerikanische Bandesstaatsrecht 
▼erglicfaeo mit den politischen Eiorichtuagen der Schweiz. I, S. 390> 
'^) Vpl. Story, §. 1842, II, p. 587. 
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gerichtes sind zwar seinerzeit von den Vertretern der 
Staatensouveränetät heftig angegriffen worden, heute 
jedoch zweifelt wohl Niemand , dass Errichtung und 
Competenz dieses Gerichtes ein^ nothwendiges Glied in 
dem Processe der Entwickelung und Festigung der Ver- 
fassung bilden. 

2. Das eidgenössische Bundesgericht hatte nach der 
Verfassung vom 12. September 1848 unter Anderem zu 
urtheilen über Streitigkeiten nicht staatsrechtlicher Natur 
zwischen Kantonen unter sich, dann zwischen Bund und 
Kantonen, femer über Verletzung der durch die Bundes- 
verfassung garantirten Rechte — also auch der Kantone, 
wenn hierauf bezügliche Klagen von der Bundesversamm- 
lung an dasselbe gewiesen wurden. Die revidirte Ver- 
fassung vom 29. Mai 1874**) erweiterte die öffentlich-recht- 
liche Competenz des Bundesgeriehtes bedeutend, indem ihm 
(Art. 113) überwiesen wurden: 

1. Competenzconflicte zwischen Bundesbehörden einer- 
seits und Kantonalbehörden andererseits (wobei 
darauf zu achten ist, dass nach schweizerischer 
Auffassung die gesetzgebenden Körper ebenfalls 
zu den Behörden zählen) ; 

2. Streitigkeiten staatsrechtlicher Natur zwischen den 
Kantonen ; 

3. Beschwerden, betreffend die Verletzung verfassungs- 
mässiger Rechte der Bürger, sowie überhaupt von 
Privaten wegen Verletzung von (üoncordaten und 
Staats vertragen . 

Als den Grund dieser Verfassungsänderung führt 
Dubs*^) an, dass nach der früheren Einrichtung gar 
keine Garantie vorhanden war, dass bei Conflicten die 
Entscheidung nach Recht erfolgte, da einer politischen 
Behörde, wie der Bundesversammlung, das Richten nach 

'°*) Also nack- der Einsetzung des Reichsgerichts. 
^^) Das öffentliche Recht der schweizerischen Eidgenossenschaft, 
II. 82. Vgl. daselbst S. 72 n. ff. den Nachweis über frfihere Instanzen. 
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Recht durchaus ferne lag, sondern für sie das politisehe 
Motiv das äberwiegende war. 

3. Die Reichsgerichte des alten deutschen Reiches 
hatten — in der Theorie wenigstens — bis zur Aufiösnng 
desselben das Recht, über Klagen der Unterthanen wider 
die Landesherren — selbst wenn diese ein privilegiuvi 
de non appelando hatten, also auch in Klagen der Stände 
betreffend die Ausübung der ständischen Rechte, zn 
richten. Ebenso entschied das Reichskammergerieht bis 
in das 18. Jahrhundert bei Streitigkeiten, in denen der 
Kaiser Partei war, also auch in Streitigkeiten öffentlich- 
rechtlicher Natur zwischen dem Kaiser und den einzelnen 
Reichsstünden. ^*) Im deutschen Bunde wurde neben den 
Austrägalgerichten für Streitigkeiten zwischen den Bundes- 
gliedein durch den Bundesplenarbeschlnss vom 30. October 
1834 das Bondesschiedsgericht eingesetzt, durch welches 
Irrungen und Streitigkeiten, die in einem Bundesstaate 
zwischen der Regierung und den Ständen über die Aas- 
legung der Verfassung entstehen könnten, entschieden 
werden sollten. *') 

Wichtiger als diese schwächlichen Ansätze sind die 
Bestimmungen der deutschen Reichsverfassung von 1848. 
Diese setzte nämlich ein Reichsgericht ein , welches als 
Verfassungsgericht sowohl des Reiches als der Einzel- 
staaten gedacht wurde. Zur Zuständigkeit dieses Reichs- 
gerichtes sollten gehören: 

a) Klagen eines Einzelstaates gegen die Reichs- 
gewalt wegen Verletzung der Reiehsverfassung durch 
Erlassung von Reichsgesetzen und durch Massregeln der 
Reichsregierung , sowie Klagen der Reichsgewalt gegen 
einen Einzelstaat wegen Verletzung der Reichs Verfassung. 

b) Streitigkeiten zwischen dem Staatenhaus und dem 
Volkshaus unter sich und zwischen jedem von ihnen und 

fiß) Loening a. a. 0., S. 774. 

^^) Zoepfl; Grundsätze des gemeinen deutschen Staatsrechts, II, 
S. 427. Vgl* -A-rt 60 der Wienei Schlnssacte. 
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der Reich sregierung , welche die Auslegung der Reichs- 
verfassuDg betreffen, wenn die streitenden Theile sich 
vereinigen, die Entscheidung des Reichsgerichts ein- 
zuholen. 

c) Politische und privatrechtliche Streitigkeiten alier 
Art zwischen den einzelnen deutschen Staaten .... 

e) Streitigkeiten zwischen der Regierung eines 
Einzelstaates und dessen Volksvertretung über die Giltig- 
keit oder Auslegung der Landesverfassung. 

Ausserdem waren Streitigkeiten über Thronfolge, 
Regierungsfähigkeit und Regentschaft in den Einzelstaaten, 
Klagen von Angehörigen der Einzelstaaten gegen die 
Regierung wegen Verfassungsverletzungen, Klagen der 
deutschen Staatsbürger wegen Verletzung der gewähr- 
leisteten Grundrechte, Beschwerden wegen verweigerter 
oder gehemmter Rechtspflege, die Strafgerichtsbarkeit 
über Ministeranklagen im Reiche und den Einzelstaaten, 
über Hoch- und Landesverrath gegen das Reich und 
schliesslich Klagen gegen den Reichsfiscus, sowie in 
gewissen Fällen gegen deutsche Einzelstaaten dem Reichs- 
gerichte zur Entscheidung zugewiesen. ^®) lieber die Frage, 
ob ein Fall zur Entscheidung des Reichsgerichts geeignet 
sei, sollte einzig und allein das Reichsgericht selbst er- 
kennen, ^ö) 

Die Bestimmungen des Reichsverfassungsentwurfes 
sind deshalb von hohem Interesse für den hier behandelten 
Gegenstand, weil die constituirende Nationalversammlung 
die parlamentarischen Rechte so weit als möglich auszu- 
dehnen trachtete und trotzdem nicht geschwankt hat, 
eine richterliche Instanz einzusetzen , die auch über die 
Thätigkeit der Kammern gegebenen Falles zu Gericht 
sitzen sollte. Selbst der überschäumende Freiheitsdrang 
des Jahres 1848 hat in Deutschland nicht die Erkenntniss 


^®) Frankfurter Verfassungsentwurf vom 28. März 1849, fünfter 
Abschnitt^ §. 126. 
'') §. 127. 
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gehindert, dass in Verfassungssachen die Volksvertretungen 
Parteien sind und daher einem unparteiischen Spruche 
unterworfen werden müssen. 

Die deutsche Reiehsverfassung von 1871 zeigt nur 
geringe Ansätze zu einem richterlichen Schutze der Ver- 
fassung sowohl des Reiches als der Einzelstaaten. Streitig- 
keiten öffentlich- rechtlicher Natur zwischen verschiedenen 
Bundesstaaten werden auf Anrufen des einen Theiles vom 
Bundesrathe erledigt und Verfassungsstreitigkeiten in 
solchen Bundesstaaten, die keine verfassungsmässige In- 
stanz zur Schlichtung derselben besitzen, sind auf An« 
rufen eines Theiles durch den Bundesrath gütlich auszu- 
gleichen oder, wenn das nicht gelingt, im Wege der 
Reichsgesetzgebung zur Erledigung zu bringen. ^^) Mit 
Recht ist auf das Unzureichende dieser Bestimmungen 
hingewiesen worden. Ein Bandesstaat ohne Verfassungs- 
gericht ist kein Rechtsstaat in vollem Sinne. ^^) 

4. In Oesterreich ist die Frage nach einem Ver- 
fassungsgerichte zuerst in dem constituirenden Reichstage 
erörtert worden. In dem Verfassungsentwurfe wurde 
bestimmt ^^) : 

Das oberste Reichsgericht hat als einzige Instanz 
das Richteramt auszuüben: 

1. Bei Klagen auf Genugthuung wegen Verletzung 
constitutioneller Rechte durch Amtshandlungen der 
Staatsbediensteten ; 

2. wenn es sich um Absetzung, Suspension 9der 
Versetzung eines Richters handelt; 

3. in allen Streitigkeiten zwischen den Reichsländern 
unter einander und in Competenzstreitigkeiten der 
Central- und Länderregierungsgewalten; 

4. bei Anklagen gegen die Minister, Länder-Chefs 
und Statthai tereiräthe; 

'^) Verfassung des deutseben Reiches, Art. 76. 

^^) Haenel; Studien zum deutschen Staatsrechts, I, S. 255 f(. 

'') §. 140. 
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5. bei Verschwörungen oder Attentaten gegen die 

Person des Staatsoberhauptes, gegen den Reichstag 

oder gegen einen Landtag. 

Da nach der Terminologie dieses Verfassungsent- 
wurfes Regierangs- und Staatsgewalt identisch sind^»)^ 
daher auch die Gesetzgebung als eine Regierungsgewalt 
erscheint, so war gemäss der Bestimmung der Z. 3 das 
Reichsgericht als Conflictsgericfatshof zwischen dem Reich 
und den Ländern gedacht. 

Die Reichsverfassung für das Eaiserthum Oesterreich 
vom 4. März 1849 hat die Institution des Reichsgerichtes 
acceptirt, den Wirkungskreis desselben jedoch gegenüber 
dem Kremsierer Entwürfe eingeengt. Der dreizehnte Ab- 
schnitt dieser Verfassung handelt vom Reichsgerichte und 
enthält folgende Bestimmungen: 

§. 106. Es soll ein oberstes Reichsgericht eingesetzt 
werden, welches von Amtswegen oder auf geführte Klage 
in folgenden Fällen zu entscheiden haben wird: 

I. Als Schiedsgericht: bei Streitfragen zwischen 
dem Reiche und den einzelnen Eronländern oder zwischen 
einzelnen Eronländern unter sich, inso ferne der 
Gegenstand nicht in den Bereich der gesetz- 
gebenden Reichsgewalt gehört. 

II. Als oberste Instanz: bei Verletzungen der 
politischen Rechte. 

III. Als untersuchende und oberste richtende Behörde: 

a) bei Anklagen gegen die Minister und Statt- 
halter, dann 

b) bei Verschwörungen und Attentaten gegen den 
Monarchen oder Regenten und in Fällen von Hoch- oder 
Landesverrath. 

§. 107. Der Sitz des Reichsgerichts ist in Wien 
und es wird durch ein besonderes Gesetz bestimmt, wie 
die Bestellung der Richter mit Rücksicht auf die ein- 


**) Vgl. Abschn. III: Die Begierimgsgewalten überhaupt, §.33—39. 
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zelnen Kronländer stattfinden , wie gross die Zahl der- 
selben und wie das Verfahren des Grerichtes sein soll. 

Diese Uebersicht über die Vorbilder, die den Ver- 
fassern des Staatsgrandgesetzes über das Reichsgericht 
vorgeschwebt haben , ergibt , dass es von auswärtigen 
Staaten bundesstaatliche Bildungen waren, deren Insti- 
tutionen nachgeahmt werden sollten. In der That ist es 
nothwendig, dass in einem Bundesstaat, wo neben der 
Centralgewalt eine Reihe von Gliedstaatsgewalten bestehen 
und wo sowohl zwischen dem Centrum und den Gliedern, 
als auch zwischen den Gliedern unter einander die Ent- 
scheidung von Streitfragen durch die Waffen ausge- 
schlossen ist, irgend welche Bestimmungen zur Lösung 
von Competenzcoiiflicten verfassungsrechtlicher Natur 
getroffen werden. Daher sind zu allen Zeiten mehr oder 
minder einen richterlichen Charakter tragende Instanzen 
zur Entscheidung von Streitigkeiten zwischen Bundes- 
und Gliedstaatsgewalten sowohl als auch der Gliedstaaten 
unter einander in den Bundesstaaten und sogar in Staaten- 
bünden eingesetzt worden. **) 

In Oesterreich tritt die Idee eines Verfassungs- 
gerichtes bei den ersten Anfängen des Verfassungslebens 
hervor, weil hier die Kronländer mit ihren Particular- 
volksvertretungen eine Decentralisation der Gesetzgebung 
hervorrufen, welche politisch, wenn auch nichtjuristisch 
vielfach -an die Einrichtungen des Bundesstaates erinnern. 
Die angeführten bundesstaatlichen Verfassungsgerichte 
enthalten jedoch auch Festsetzungen, welche in keinem 
Zusammenhange mit bundesstaatlicben Institutionen stehen, 
die den Zweck haben, Conflicte innerhalb der Central- 
oder einer Gliedstaatsgewalt zu lösen. In diesen Punkten 
sind sie auch für den Einheitsstaat Oesterreich vorbildlich, 
nur dass es räthlich erscheint , sie nicht als Gerichte 

^*) Vgl. R. V. Mo hl, GescWchtliclie Nachweisnngen über Bandes- 
gerichte. Zeitschrift fär die gesammte Staatswissenschaft. Band XXYI, 
S. 1—56. 


^m 


1 


— 63 — 

de lege lata, sondern als Schiedsgericht de lege ferenda ur- 
theilen zu lassen. Ja, die Competenz dieser G-eriehte geht 
sogar zum Theil weit über das Mass des Wünschens- 
werthen hinaus, indem selbst Competenzconfliete zwischen 
Regierung und Volksvertretung einer Judicatur zu unter- 
stellen versucht wurde — Fälle, in denen eine glückliche 
Lösung nur von dem politischen Takte der betheiligten 
Factor en, nicht aber von einem Richterspruche zu erwarten 
ist, was näher auszuführen die Grenzen dieser Unter- 
suchung überschreiten würde. 

Aber nicht nur der Hinweis auf die Verfassungsgerichte 
anderer Staaten, auch die ganze Entstehungsgeschichte 
des Reichsgerichtes beweist, dass dasselbe in erster Linie 
als Verfassungsgericht gedacht war. **) Der Verfassungs- 
ausschuss hat die Frage, ob dem Reichsgerichte nicht 
noch eine weitere Competenz in Verfassungsangelegen- 
heiten einzuräumen sei, wohl erörtert. Der Bericht des 
Ausschusses erklärte nämlich : „Es lässt sich nicht leugnen, 
dass es auch wünschenswerth wäre, zur Entscheidung 
gewisser Verfassungsconflicte zwischen den Landtagen 
und dem Reichsrathe oder zwischen den Vertretungs- 
körpern und der Regierung über den Umfang verfassungs- 
mässiger Rechte, über Auslegung von Gesetzen u. dgl. 
ein unabhängiges Organ zu besitzen. Bei der Unfertigkeit 
unserer Verfassungszustände und mit Rücksicht auf die 
traurigen Erfahrungen der Vergangenheit er/schien aber 
jede Antastung der gesetzgebenden Gewalt der Ver- 
tretungskörper, jede Unterordnung derselben unter einen 
Richterspruch gefährlich und musste diese Frage der 
Zukunft überlassen bleiben. "<^ö) 


^°) Als solches wurde es kurz und bündig von dem Minister Dr. 
Unger^ seinem jetzigen Präsidenten^ in der Generaldebatte des Herren- 
hauses über das Gesetz betreffend die Errichtung des Yerwaltungs- 
gerlchtshofes bezeichnet. Vgl. E a s e r e r, Oesterr. Gesetze mit Materialien, 
XXVI, S. 83. 

««) A. a. 0., S. 403. 
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Wenn der Nachweis gelungen ist, dass durch Ueber- 
weisung richterlicher Functionen der Vertretungskörper 
an eine richterliche Behörde «die gesetzgebende Gewalt 
der Vertretungskörper" in keiner Weise angetastet wird, 
und wenn, was wohl nicht bezweifelt werden kann, die 
Befürchtungen vor einer Unterdrückung des Constitutio- 
nalismus in Oesterreich keine Berechtigung mehr haben, 
dann ist die Zukunft bereits herbeigekommen, in welcher 
die Frage nach der Verfassungsgerichtsbarkeit zu lösen 
ist, damit „den Unfertigkeiten unserer Verfassungs- 
zustände" auf einem der wichtigsten Gebiete abgeholfen 
werde. 

Jedoch nicht allein die historische Ideenassociation 
und die Entstehungsgeschichte, auch die juristische Betrach- 
tung des Competenzkreises des Reichsgerichtes lässt diesen 
Gerichtshof als das geeignete Verfassungsgericht erscheinen. 

Die Functionen des Reichsgerichtes sind in treffend- 
ster Weise in dem Motivenbericht zur Regierungsvorlage, 
betreffend die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes, 
dahin präcisirt worden, dass dasselbe in drei Richtungen 
judicire , nämlich: 1. als Competenzgerichtshof; 2. als 
Caasalgerichtshof über gewisse Ansprüche des öffentlichen 
Rechts, und 3. als Verwaltufagsgerichtshof über Beschwer- 
den wegen Verletzung der durch die Verfassung gewähr- 
leisteten Rechte. ®') 

Wenn dem Reichsgerichte die Judicatur über die 
drei in dieser Schrift erörterten Fälle zugewiesen würde, 
so erführe demnach die Competenz dieses Gerichtes nur 
eine intensive, aber keine extensive Veränderung. Durch 
seine Natur als Competenzgerichtshof wäre es berufen, 
Competenzconflicte zwischen Verfassungs- und einfacher 
Gesetzgebung, sowie zwischen Reichs- und Landesgesetz- 
gebung zu entscheiden. Durch seine Natur als Gericht 
zum Schutze der gewährleisteten politischen Rechte 
wäre es berufen, die Entscheidung über angefochtene 


61 


) Raser er, S. 30. 
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Wahlen zu treffen. Es wäre unökonomisch, einen selb- 
ständigen Legitimationsgerichtshof einzusetzen. Das Reichs- 
gericht entscheidet über die Legitimation der Wähler, lo- 
gisch müsste ihm daher auch die Entscheidung über das 
Recht der Gewählten zufallen. ^®) Man braucht die Principien , 
die dem Reichsgericht zu Grunde liegen, nur zu Ende zu 
denken, um die Einsicht zu gewinnen, dass Rieses Tribunal 
bereits präformirt die Competenz in Verfassungssachen 
in sich trägt. 

Der Bericht des Verfassungsausschusses bezeichnete 
das Staatsgrundgesetz über das Reichsgericht als den 
Schlussstein der Verfassung und eine der wichtigsten 
Garantien derselben. Mit vollem Rechte gelten diese Worte 
nur dann von dieser Institution, wenn man Ernst macht 
mit der Durchführung des Gedankens, der von Anfang 
an ihr zu Grunde lag. Das Reichsgericht ist eine Instanz, 

®®) Das Erkenntniss des Reichsgerichtes in Sachen der Wahlen 
ans dem oberösterreichischen Grundbesitze (welches, da das Reichs- 
gericht einzig und allein über seine Competenz zu erkennen hat, 
juristisch unanfechtbar ist), sowie die Competenz des Verwaltungs- 
gerichtshofes zur Entscheidung in Angelegenheiten des Wahlrechtes zur 
Gemeinde und zu den Handels- und Gewerbekammern, welche indirect 
eine Judicatur über das Wahlrecht zum Landtage und Reichsrathe in 
sich schliesst, stellen Oesterreich heute in die Reihe der Staaten, 
welche den Wählern zwar innerhalb gewisser Grenzen einen richterlichen 
Schutz des Wahlrechtes gewähren, in letzter Instanz jedoch die 
Kammern selbst über Wahlstreitigkeiten entscheiden lassen , wie z. B.. 
Frankreich, Belgien, Portugal. Wie sehr einerseits der Urtheilscharakter 
der Wahlverificationen einleuchtet, wie schwer es andererseits den 
Kammern wird, diese dem Richter zuzuweisen, zeigt das neue italienische 
Wahlgesetz vom 22. Jänuer 1882, wonach Streitigkeiten wegen Ein- 
tragung in die Wahllisten in letzter Instanz von den Gerichten ent- 
schieden werden, die Wahlveriücationen jedoch von der Abgeordneten- 
kammer vorgenommen werden, die eine Commission von zwölf Mit- 
gliedern ernennt, welche in öffentlicher Sitzung nach Art eines Gerichts- 
hofes über Wablbeschwerden beschliesst. Die Kammer entscheidet hierauf 
über den Beschluss der Commission. (Vgl. Demombynes, II, p. 331 ff.) 
Gerade solche Halbheiten zeigen, dass man nicht den Muth hat, ein 
Princip zu verwirklichen, dessen Richtigkeit man zuzugeben gezwungen ist. 

Jellinek, Tei fassangagerichtshof. 5 
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mit welcher Oesterreich einzig unter allen monarchischen 
Staaten dasteht. Dasselbe zu entwickeln, die in ihm 
liegenden Keime auszubilden, ist nicht nur eine Auf- 
gabe, welche segensreich für die Entwickelung des Ver- 
fassungslebens unseres Staates wäre, sondern auch für die 
Festigung der constitutionellen Monarchie überhaupt von 
Bedeutung ist. Mit seinem ßeichsgerichte ist Oesterreich 
den übrigen monarchischen Verfassungsstaaten voran- 
geschritten; hier hat es die seltene Gelegenheit, pro- 
ductiv eine neue Idee in's Staatsleben einzuführen! 

Auch durch seine Zusammensetzung ist das Reichs- 
gericht wie kein zweiter Gerichtshof Oesterreichs zur 
Urtheilsfällung in Verfassungssachen berufen. Da die 
Richter ihre Stelle als ein Ehrenamt bekleiden, da sie 
mit Ausnahme des frei von der Erone zu wählenden 
Präsidiums auf Vorschlag des Reichsraths vom Kaiser 
auf Lebensdauer ernannt werden, so besitzen sie die 
denkbar höchste Unabhängigkeit von der Regierung. Durch 
das Vorschlagsrecht des Reichsrathes ist allerdings ge- 
gebenen Falles der Majorität der Weg geöflfnet, aus- 
schliesslich ihre Candidaten in das Reichsgericht zu dele- 
giren. Die Gefahr für die Unparteilichkeit des Gerichts- 
hofes ist aber geringer, als es auf den ersten Blick den 
Anschein hat. Denn einmal ist es ein Ding der Unmög- 
lichkeit, einen Richter zu finden, der politisch absolut 
-parteilos wäre, und dann ist durch die Lebenslänglichkeit 
des Richteramtes beim Reichsgerichte immerhin eine 
Gewähr dagegen geboten , dass es , bei dem historischen 
Wechsel der Machtverhältnisse der Parteien, nur aus 
Mitgliedern einer Parteirichtung zusammengesetzt sei. ^^) 
Die politische Weisheit würde es übrigens gebieten, wenn 
eine Reorganisation des Reichsgerichtes gemäss meinem 
Vorschlage durchgeführt würde, durch legislatorische Be- 
stimmungen dafür Sorge zu tragen, dass es nicht ganz 

®®) Vgl. die Aasführnngen des Berichtes des Verfassangsausschnsses 
über den Modus der Besetzung des Reichsgerichtes, a. a, 0., S. 404. 
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in die Hände einer Partei gerathe. Dadurch, dass mehrere 
Parteisehattirungen unter den Richtern des Reichsgerichts 
vertreten sind, wird auch die Versuchung, das Partei- 
interesse mit dem Rechtsstandpunkt zu verwechseln, die 
bei der exclusiven Besetzung der Richtersteilen mit Ge- 
nossen einer Partei sehr bedenklich werden kann, be- 
deutend herabgemindert. 

Vergleicht man das Reichsgericht mit dem Ver- 
fassungsgerichte, das sich bisher am meisten bewährt hat, 
mit dem supreme court der Vereinigten Staaten, so zeigt 
sich, dass dort die Gefahr der Besetzung des Gerichts- 
hofes mit Mitgliedern einer einzigen Partei viel grösser 
ist, als beim Reichsgerichte. Die Richter des ünions- 
obergerichts werden vom Präsidenten der Union mit 
Zustimmung des Senates auf Lebenszeit ernannt. In 
Amerika geben Parteirücksichten bei der Besetzung aller 
Stellen den Ausschlag. Da nun dort die Parteien 
Decennien am Ruder zu bleiben pflegen, so ist es sogar 
gewiss, dass es Zeiträume gibt, in denen nur eine Partei- 
anschauung im Obergerichte vertreten ist. Als Lincoln 
in's Amt trat, waren alle zehn Richter von den früheren 
demokratischen Präsidenten seit Jackson bestellt. 
Nichtsdestoweniger hat während der furchtbaren Krise 
des Bürgerkrieges das Obergericht nicht die geringste 
Connivenz gegen die Südstaaten gezeigt. Der Unpartei- 
lichkeit dieses Gerichtshofes ist wohl kein schöneres 
Zeugniss ausgestellt worden , als das des Engländers 
Trollope, der erklärt hat, dass er mit voller Beruhi- 
gung demselben die Entscheidung des Trentfalles anver- 
traut haben würde, der bekanntlich beinahe zum Kriege 
zwischen Grossbritannien und der Union geführt hätte. ^^) 

Aber auch wenn man die Judicate des Reichsgerichtes 
durchliest , die es in nun mehr als fünfzehn Jahren ge- 
fällt hat, so wird man den Ausführungen des ständigen Re- 


'*') Anthony Trollope, North America, III, p, 160. 
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ferenten dieses Tribunals, Freiherrn von Hye, in der Vor- 
rede zum letzten Bande der Sammlung von Erkenntnissen 
desselben zustimmen müssen^ dass unabhängig von 
allen der strengen Justiz heterogenen Einflüssen, von 
aller parteilichen Begünstigung oder Schwächung poli- 
tischer, nationaler oder confessioneller Zwecke das Reichs- 
gericht bei seinen Richtersprüchen einzig und allein die 
Gerechtigkeit im Auge gehabt habe, ''i) Man kann daher 
getrost diesem Gerichte auch die anderen von den Ver- 
tretungskörpern loszulösenden verfassungsrichterlichen 
Functionen übertragen. Selbst im schlimmsten Falle, wenn 
das Reichsgericht sich nicht auf der Höhe seiner Aufgabe 
erhalten sollte, wäre die Verfassung noch immer kräftiger 
geschützt, als bei den heute herrschenden verworrenen 
Zuständen, die die Verfassung zum widerstandslosen Spiel- 
balle der Parteien machen. 

Vom Standpunkte des ökonomischen Principes in 
der Behördenorganisation muss noch darauf hingewiesen 
werden , dass dem Reichsgerichte als Gerichtshof zum 
Schutze der Verfassung auch die Agenden des heutigen 
Staatsgerichtshofes zufallen müssten. Sowohl seine Auf- 
gabe, als seine Zusammensetzung und sein Zusammenhang 
mit den Versuchen des Kremsierer Entwurfes und der 
Verfassung von 1849 weisen ihm die höchste verfassungs- 
rechtliche Judicatur, die über Ministeranklagen zu. Schon 
im Verfassungsausschusse wurde denn auch die Ausdehnung 
des Staatsgerichtshofes zum Reichsgericht von einer Seite 
beantragt. Man erkannte aber sofort, dass der Staats- 
gerichtshof nicht die Befähigung für ein ständiges Ver- 
fassungstribunal besitze. '2) Der entgegengesetzte Fall, die 
staatsgerichtlichen Functionen dem Reichsgericht zuzu- 
weisen, konnte damals, nachdem soeben der Staatsgerichts- 
hof eingesetzt worden war, füglich nicht gut in Betracht 


71) VI. Theil, S. XLVI— L. 
'«) A. a. 0., S. 404, 
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gezogen werden. Eine Erweiterung der reichsgerichtlichea 

, Competenz, die dasselbe zum Verfassungsgerichte in vollem 

Sinne macht, sollte sieh heute ohne Weiteres aaoh auf 
die Miniateranklagen erstrecken. Indes» ist dieses Moment 

f nicht von wesentlicher Bedeutung. Es kommt im Staats- 

leben nicht Jedes Princip zu seiner logisch einfachsten 
VerkÖrpemng. Wenn der Staatsgerichtshof als selb- 

^ ständiges Tribunal fortvegetirt , so ist das schliesslich 

mehr eine Verletzung des architektonischen Bedürfnisses 
des Juristen, als ein Schaden für die Eealität des Staates 

' Wenn also das ßeichsgerieht berufen erscheint, zu 

einem Verfassungsgericht in vollem Sinne umgewandelt 
zu werden, so fragt es sich schliesslich, auf welche Weise 
diese Umwandlung vollzogen werden kann. Die Antwort 
hierauf ist sehr einfach : durch eine Aenderung des Staats- 

, grundgcsetzes über die Einsetzung eines Reichsgerichtes. 

Der Reichsrath competirt für Abänderungen der Staats- 
grundgesetze vom21. December 1867, er kann daher, ohne 
dass juristisch eine Verletzung der Rechte der Länder da- 
durch möglich wäre, eine Erweiterung der Competenz des 
Reichsrathes in der angedeuteten Richtung besehliessen. Es 

t kann übrigens auch nicht von dem grösaten Fanatiker der 

Länderautonomie behauptet werden , dass dieselbe durch 

; die Ueberweisung der Jndicatur bestrittener Landtags- 

} wählen und der Entscheidung von Competenzconflicten 

zwischen Landtag and Reichsrath, sowie zwischen Landes- 
verfassongs- und einfacher Landesgesetzgebung irgendwie 
geschmälert werde. So wenig die Errichtung des Ver- 
waltungsgerichtehofes eine Schmälernng der Competenz 

^ der autonomen Verwaltungsorgane , so wenig kann die 

Einsetzung eines Verfassungsgerichtes eine Einengung 
der legislativen Competenz der Länder bedeuten. Im 

[ Gegentheil, dadurch, daas den Landtagen das Recht ge- 

I geben wird, die Feststellung ihrer Competenz in zweifel- 

haften Fällen durch Richterspruch zu erwirken , erscheint 

) die Sphäre der Landescompetenz in einem sehr wichtigen 
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Punkte erweitert. Den Landtagen würde übrigens insofern 
auch ein Antheil an dieser Verfassungsänderung zu- 
kommen, als durch die Landesordnung die Zahl der 
Mitglieder festzusetzen wäre, die zur Erhebung des Con- 
flictes im Landtage berechtigt sind. 

Ich bin zu Ende. Nicht wie bei Arbeiten, die den 
gegebenen RechtsstoflF geistig zu durchdringen suchen, 
kann zum Schlüsse dieser Abhandlung das Resultat der 
Forschung als mit Gewissheit umkleidet hingestellt 
werden. Ich habe nicht ein Seiendes, sondern ein Sein- 
sollendes erörtert. Den Mächten des Staatslebens ist es 
anheimgestellt, ob sie die in diesen Blättern aufgestellten 
Forderungen verwirklichen wollen. So kann ich nur mit 
dem Wunsche schliessen, dass im Kampfe der Parteien 
die Stimme der leidenschaftslosen Wissenschaft sich Gehör 
verschaffe, der es darum zu thun ist^ dass das öster- 
reichische Verfassungsrecht nicht nur in Compendien und 
Systemen sein Dasein führe, sondern eine der grossen, 
sittlichen, staatserhaltenden Mächte werde. 
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